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1. Einleitung 

Der vorliegende Bericht bietet einen Überblick zu den Einwendungen, welche im 

Rahmen der öffentlichen Auflage des Gemeinderichtplans (GRIP), welche vom 

15.11.2012 bis am 14.12.2012 erfolgte, bei der Gemeinde eingegangen sind. Ge-

mäss Art. 17 Raumentwicklungs- und Baugesetz (RBG) hat der Gemeinderat zu 

den Einwendungen gesamthaft Stellung zu nehmen. Der Gemeinderat erfüllt 

diese Vorgabe parallel zur Verabschiedung des GRIP zuhanden der parlamenta-

rischen Diskussion. Damit ist die Verfahrenskoordination sichergestellt (GRIP 

Verabschiedung – Kongruente Bearbeitung der Einwendungen).  

Insgesamt gingen 69 Einwendungen ein, die soweit möglich thematisch zusam-

mengefasst und behandelt werden. Im Bericht soll zudem aufgezeigt werden, 

inwiefern die Einwendungen für die Weiterbearbeitung des GRIP berücksichtigt 

worden sind. Die Beurteilung obliegt dem Gemeinderat, der Entscheid zum GRIP 

der Gemeindeversammlung.  

Der  Aufbau  des  Berichtes  orientiert  sich  am  GRIP,  ist  jedoch  nicht  vollständig  

deckungsgleich.  

 

Es wird folgende Struktur verwendet: 

Die wichtigsten Inhalte der Einwendungen sind jeweils in zusammengefasster 

Form fett aufgeführt.  

Anschliessend wird in einem Kommentar erläutert, inwieweit und in welcher 

Form die Stellungnahmen berücksichtigt werden können. 

 

 

  



 

Gemeinde Glarus Nord: Öffentliche Auflage GRIP – Beantwortung des Gemeinderats gemäss Art. 17 RBG 6 

2. Grundsätzliche Aussagen 

2.1 Verfahren 

Der GRIP muss dem Parlament und der Gemeindeversammlung vorgelegt 

werden. (Mehrere Einwendungen) 

Der Gemeinderat hat sich entschieden, den GRIP der Gemeindeversammlung zur 

Beschlussfassung zu unterbreiten. Der Gemeinderat behandelt die Eingaben 

zum GRIP, lässt diese Ergebnisse in den aktualisierten GRIP einfliessen, welcher 

zuerst im Parlament besprochen, dann informell aufgelegt und an den Gemein-

deversammlung im Frühjahr 2014 zur Abstimmung gebracht wird. 

2.2 Formelles 

Der Begriff Geschäftsordnung muss durch Gemeindeordnung ersetzt werden.  

Text wird entsprechend angepasst.  

 

Die Übersicht über den Stand der Überbauung, der Erschliessung und der 

Baureife (UEB) ist für die StimmbürgerInnen eine wichtige Information und ist 

deshalb nicht nur zu erwähnen, sondern dem Bericht als Anhang wirklich an-

zufügen.  

Das UEB ist eine reine Grundlageninformation für die Exekutive und das Bauamt. 

Mit der fortschreitenden Bautätigkeit verändert sich diese Übersicht und die da-

mit zusammenhängende Statistik laufend. Es macht keinen Sinn, diese als Teil 

des GRIP zu veröffentlichen, sonst müsste man noch zahlreiche weitere Grund-

lagen gleich behandeln. Die Gemeinde kann sich hingegen vorstellen, diese im 

Sinne der Information auf dem Netz aufzuschalten oder zur Einsicht bereitzustel-

len und die periodische Aktualisierung ersichtlich zu machen. 

 

Die Formulierung verschiedener Leitsätze soll angepasst werden.  

Die Leitsätze sollen in dieser Phase nicht mehr angepasst werden (Erarbeitung 

Konzeption und Formulierung der Leitsätze ist abgeschlossen und diente als 

Grundlage zur Erarbeitung des GRIP).  

2.3 Grundlagen 

Es ist nicht genügend ersichtlich, auf welchen Grundlagen der GRIP basiert. 

Weiter bestehen Unklarheiten bezüglich der Verbindlichkeit.  

Der GRIP wurde auf Grund von Art. 16 des kantonalen Raumentwicklungs- und 

Baugesetz (RBG) erstellt. Der GRIP ist behördenverbindlich, d.h. er dient nach 

erfolgter kantonaler Genehmigung den Behörden in ihrer Arbeit als rechtlich 

verbindliche Grundlage und ist zu beachten. Der GRIP ist jedoch nicht grundei-
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gentümerverbindlich, d.h. für Grundeigentümer begründet er weder Rechte noch 

Pflichten. Diese Grundsätze sind in Kapitel 1 Allgemeine Erläuterungen (0) er-

sichtlich und sind deckungsgleich mit der Begriffsdefinition im kantonalen Recht.  

 

Es wird angezweifelt, ob der Konzeptbericht als Leitbild gelten kann.  

Zuerst sollte das Leitbild als Grundlage für den GRIP formuliert werden. Das 

Leitbild soll im Rahmen einer Grossgruppenkonferenz festhalten werden. 

Die Gemeinde verfügt über strategische Leitsätze und macht in der Konzeption 

massgebende Aussagen dazu, auf denen der GRIP aufbaut. Diese Grundlagen 

sind aus Sicht des Gemeinderates fundiert und stufengerecht ausreichend.  

2.4 Generelle Anmerkungen zum Inhalt 

Der GRIP ist zu detailliert, hat zum grössten Teil fast Zonenplanschärfe, was 

gleichbedeutend mit dem Verlust von Gestaltungsmöglichkeiten ist.  

Im GRIP werden Gebiete ausgeschieden. Diese Gebiete weisen im Vergleich zu 

den in der Nutzungsplanung (NUP) zu definierenden Zonen einen noch geringen 

Detaillierungsgrad auf. Die Gestaltungsmöglichkeiten auf der Ebene der NUP 

bleiben somit erhalten.  

 

Der GRIP soll zukunftsgerichtete Aussagen zu Nutzung und Struktur von Ge-

bieten machen. Die Vision müsste klarer zum Ausdruck kommen.  

Grundsätzliche Aussagen wurden in Form von 18 Leitsätzen als Grundlage für 

die Konzeption anlässlich der ersten Konferenz ausgearbeitet. Auf diese Leitsät-

ze bezieht sich auch der GRIP. Für die Baugebiete besteht die Vision einer stark 

reduzierten und kategorisierten Ausrichtung von Kerngebieten, Wohn-

/Mischgebieten, Arbeitsplatzgebieten etc.. Diese sollen im Grundsatz so ausge-

richtet werden. Die detaillierteren Regelungen sollen in der NUP definiert wer-

den. Die Gemeinde erachtet dieses Vorgehen als stufengerecht. 

 

Der GRIP ist materiell zu verhaftet und zu einschränkend. Er hält lediglich den 

Ist-Zustand fest, ein Mangel an Bereitschaft zu grossen Würfen ist erkennbar. 

Der GRIP basiert auf der Konzeption und enthält einige zukunftsgerichtete Inhal-

te, wie bspw. Konzentration der Siedlung, Freihaltung von Gebieten, Umgang mit 

den Gewässern in der Siedlung, Aspekte und Priorisierung Langsamverkehr, 

etc.. Er lässt aber auch genügend Spielraum für die erforderlichen Festlegungen 

im Rahmen der NUP. 

 

Der GRIP ist besser auf die Bedürfnisse der Bevölkerung anzupassen und soll 

jahrzehntealte Nutzungen berücksichtigen und zulassen. Der GRIP soll die In-
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halte des kantonalen Richtplans (KRIP) aufnehmen, jedoch keine weiteren 

Einschränkungen vorsehen.  

Der GRIP nimmt aus Sicht der Gemeinde in höchstem Masse auf die Bedürfnisse 

der Bevölkerung Rücksicht. Im Rahmen der Mitwirkungsmöglichkeiten (Konfe-

renzen, Öffentliche Auflage) hatte die Bevölkerung die Gelegenheit, sich zu den 

im GRIP behandelten Themen zu äussern. Der GRIP beinhaltet Neuausrichtun-

gen in bestimmten Sachbereichen und Örtlichkeiten, weshalb bisherige Nutzun-

gen teilweise überprüft und angepasst werden (müssen).  

 

Viele Chancen wurden nicht erkannt oder aus falsch verstandener Loyalität zu 

kantonalen Behörden nicht genutzt. Entwicklung der (politischen) Kultur in 

der Gemeinde wäre vordringlich (weg vom Amtsgeheimnis, hin zu einem Mit-

einander). Gesetze sind veränderbar. Der KRIP ist nicht als Diktat von oben 

hinzunehmen. Die Gemeinde muss die eigenen Anliegen anmelden und Hand-

lungsfreiheiten voll ausnutzen.  

Grundlage für den GRIP ist die Konzeption, welche unter Einbezug der Bevölke-

rung erarbeitet wurde. Gesetze sind nur über Gesetzesabstimmungen veränder-

bar, sie sind aber jederzeit interpretierbar, soweit der Vollzug in Händen der 

Gemeinde liegt. Der Gemeinderat wird diesen Handlungsspielraum wo immer 

möglich ausschöpfen. 

 

Im GRIP werden keine Aussagen zur grenzüberschreitenden Abstimmung der 

Siedlungsentwicklung getroffen. Es sind Aussagen zur Abstimmung der Sied-

lungsentwicklung im Grenzraum, insbesondere in den Bereichen Schänis, 

Weesen und Amden zu treffen.  

Es laufen andere raumrelevante Projekte (Entwicklungskonzept Linthebene, Abk. 

EKL, Regionalplanung Region ZürichseeLinth, Abk. RZL) in diesem Teilraum. Es 

ist sicher richtig, einen Bezug herzustellen, und das wurde in den Grundsätzen 

auch vorgenommen. Umgekehrt ist es auch Aufgabe der Gemeinde auf die Inte-

ressen im eigenen Einflussbereich zu fokussieren. Die Gemeinde nahm den Hin-

weis zum Anlass, die Sachthemen nochmals auf Synergien und / oder Konflikte 

hin zu analysieren und den GRIP punktuell anzupassen resp. zu ergänzen. Zu-

dem wurden die anstossenden Gemeinden separat zur Vernehmlassung eingela-

den. 

2.5 Weiteres 

Die Termine und Kosten der Umsetzung des GRIP sind in einem Umsetzungs-

plan (vgl. Gde. Glarus) festzuhalten. "Ab sofort" ist keine brauchbare Zeitan-

gabe. 
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Die Erstellung eines Umsetzungsplans wird an die Hand genommen. Dies soll in 

Form einer einfachen Tabelle bewirtschaftet werden. Die Bezeichnung "ab so-

fort" kennzeichnet fortlaufende Prozesse mit einer hohen Priorisierung, welche 

mit dem Inkrafttreten des GRIP anlaufen. Insofern ist die Formulierung aussage-

kräftig. 

 

Der Name der Gemeinde ist zu überdenken (Vorschlag: Ziegelbrücke). 

Diese Frage stellt sich im Rahmen des GRIP nicht und kann auch nicht in diesen 

raumplanerischen Verfahren geregelt werden.  
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3. Ausgangslage / Kennwerte zur Gemeinde Glarus (A) 

3.1 Bevölkerungsprognose 

Das angestrebte Bevölkerungswachstum von durchschnittlich 1.5% bis 2035 

wird kritisch gesehen, resp. ist nicht erwünscht (grössere neue Flächen müss-

ten überbaut werden, bei verdichtetem Bauen würde ein sehr kompaktes 

Siedlungsbild resultieren). Die mässigere Prognose von Bund und Kanton von 

durchschnittlich 1% wird unterstützt. (Mehrere Einwendungen) 

Nach Auffassung der Gemeinde ist das Bevölkerungswachstum von 1,5 - 1,8% 

pro Jahr (entspricht rund 300 zusätzlichen Einwohnern / Jahr) realistisch. Er-

kennbar ist das auch an der Tatsache, dass der Markt zusätzlichen Wohnraum 

verlangt und dass der durchschnittliche Wohnraumbedarf pro Person in der 

Schweiz generell ansteigt. 

 

Ist das Ziel einer konstant wachsenden Bevölkerung erstrebenswert? 

Natürlich kann man einen Wachstumswert immer in Frage stellen, resp. anders 

gewichten. Wie im GRIP erläutert, liegt aber der prognostizierte Wert unter dem 

höchsten Durchschnittwert der letzten 20 Jahre. Die Gemeinde verfolgt also rea-

listische Werte und will sich darauf ausrichten. 

3.2 Arbeitsplätze 

Die Sektoren sollen am Anfang des Abschnittes definiert werden (bessere 

Übersichtlichkeit für den Leser).  

Dieser Hinweis wird als formeller Input aufgenommen. 
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4. Siedlung (S) 

4.1 Siedlungsentwicklung / Siedlungsgebiet 

Die Definition eines Gemeinde-Hauptzentrums (Näfels/Mollis) ist nicht not-

wendig bzw. nicht erwünscht. Die dörfliche Struktur soll bewahrt werden. 

(Mehrere Einwendungen) 

Der GRIP hat einerseits den Vorgaben des KRIP zu genügen, welcher von den 

Gemeinden die Definition eines Gemeinde-Hauptzentrums verlangt und umge-

kehrt ist es auch für die Gemeinde richtig, Näfels/Mollis als Zentrum zu definie-

ren. Der GRIP hält fest, dass auch die weiteren Kerngebiete weiterentwickelt 

werden sollen, resp. in ihrer Charakteristik bedeutend sind und entwickelt wer-

den sollen. 

 

Es soll stärker zum Ausdruck kommen, welche Gebiete als Schwerpunkte der 

Siedlungsentwicklung gelten, wo Strukturerhalt betrieben werden und wo 

sich eine lockere Bebauung mit landschaftlichen Elementen überlagern soll 

(z.B. mit überlagernder, nicht parzellenscharfer Schraffur darstellen). 

Diesem Antrag kann soweit möglich gefolgt werden. Es ist aber auch festzuhal-

ten, dass mit der groben Strukturierung in die verschiedenen Gebiete eine erste 

Triagierung erfolgte. Zudem sind Gebiete mit Entwicklungspotenzial bezeichnet 

worden, teils in der Karte und teils im Text. Was die Gemeinde unter keinen Um-

ständen fördern oder gar reglementieren möchte, sind Wohngebiete mit tiefer 

Ausnützung. Diese sind nicht mehr zeitgemäss und verhindern eine haushälteri-

sche Bodennutzung. Lebensqualität kann auch in Gebieten mit höherer Dichte 

geschaffen werden, wo privater, halbprivater und öffentlicher Raum zweckmäs-

sig zugeordnet wird. 

 

Verschiedene Einwendungen zum Thema Verdichtung: 

- Die Verdichtung der Ortskerne soll bewusst gefördert werden. (Mehrere 

Einwendungen)  

- Verdichtetes Bauen soll gefördert, bürokratische Hürden sollen abgebaut 

werden. Die Gemeinde muss eine Strategie entwickeln, damit sie z.B. die 

Modernisierung von Privatprojekten oder die Überbauung von privatem 

Bauland aktivieren kann. 

- Der Fragenkomplex bezüglich Verdichtung ist auf konzeptioneller Ebene 

zuerst sauber zu erarbeiten (Gewerbepark, Land im Baurecht, Projekt-

wettbewerbe). 

Die Thematik Verdichtung wird in der Nutzungsplanung weiterbearbeitet (Zu-

sammenarbeit mit den Experten, Erarbeitung von „Regeln für das Bauen“). Die 

Instrumente liegen vor und müssen in der Nutzungsplanung und der Sondernut-
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zungsplanung unter Berücksichtigung der Vorgaben des Bundes und des Kan-

tons nur noch angewendet werden.  

 

Die Gebiete mit Überbauungsplanpflicht und Sanierungsgebiete sind im GRIP 

zu definieren.  

Bei bedeutenden Siedlungsentwicklungsgebieten (betr. Flächenausdehnung, 

ortsbaulicher oder strategischer Bedeutung) sind Sondernutzungsplanungen 

(Überbauungspläne) verlangt. Im Baugebiet ist es möglich, Entwicklungsschwer-

punkte (ESP) und Etappierungsgebiete zu bezeichnen. In diesen Gebieten werden 

meist auch Überbauungsplanpflichten definiert. Überbauungsplanpflichten kön-

nen jedoch auch in anderen Gebieten festgelegt werden, sie sind nicht ausdrück-

lich an Etappierungsgebiete oder ESP gekoppelt. Die wichtigsten 

Überbauungsplan-Pflichten sind im GRIP eingezeichnet oder im Text angespro-

chen. Im Rahmen der Nutzungsplanung werden diese weiter konkretisiert. Die 

Bezeichnung von Sanierungsgebieten ist im Rahmen der Nutzungsplanung 

denkbar. 

 

Die Qualitätssicherung soll als separater Punkt aufgeführt werden. Vorschlä-

ge für Formulierungen: Zuzug Gestaltungskommission (GeKo) bei besonderen 

Einordnungsfragen; fachliche Bau- und Gestaltungsberatung für grössere 

Bauvorhaben, evtl. Erweiterung mit Mitgliedern der GeKo; Einbezug der unab-

hängigen Ortsbildschutzorganisationen; Konkurrenzverfahren wie Wettbe-

werbe, Studienaufträge, Mitglieder der GeKo sollen nach Möglichkeit in der 

Jury Einsitz nehmen können. 

Die GeKo wird gemäss RBG mit der Begutachtung der Sondernutzungsplanun-

gen zuhanden der Baubehörde betraut. Bei Überbauungsplänen in der Umge-

bung von geschützten, schützenswerten und erhaltenswerten Objekten ist die 

kantonale Natur- und Heimatschutzkommission zuständig (Art. 68 Abs. 3 BauV). 

Das Instrument der Wettbewerbe ist erfahrungsgemäss zielführend und sollte 

nach Ansicht der Gemeinde gefördert werden. Es ist aber wichtig, dass dieses 

Bewusstsein mit guten Beispielen unterstützt werden kann und dass in der Nut-

zungsplanung, sei es durch Gebietskennzeichnungen und / oder Anreizsysteme, 

die Basis geschaffen wird. 

 

Die Erstellung eines Strukturplans 1900 wird angeregt. 

Beim Strukturplan 1900 handelt es sich um einen "Schwarzplan" mit der Dar-

stellung des Bebauungsrasters (Jahrzahl um 1900), um die Grundstruktur der 

Besiedlung abzustützen und weiterzuentwickeln. Die Gemeinde kann sich vor-

stellen, diese Grundlage für die nachfolgenden Planungsphasen schrittweise be-

reitzustellen. 
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Der GRIP sieht eine massive Reduktion der Ferienhauszone Läuferberg vor. 

Dies hat zur Folge, dass Bauland verloren geht und die Eigentümer massive 

Einbussen erleiden. Seit den 1970er-Jahren leben Leute ganzjährig im Läu-

ferberg (mit Wissen der ehemaligen Gemeinde Näfels). Das Belassen des Läu-

ferbergs in der Ferienhauszone ist keine Option, stattdessen soll der 

Läuferberg einer Wohnzone W2 zugewiesen werden. (Mehrere Einwendun-

gen) 

Das Gebiet Läuferberg ist wie die übrigen Ferienhausgebiete im GRIP mit einem 

Signet bezeichnet. Die Gemeinde strebt eine gesamthafte Beurteilung und ein-

heitliche Behandlung aller Ferienhausgebiete an, möchte jedoch grundsätzlich 

keine weitere Entwicklung und Intensivierung der Nutzung der Ferienhausgebie-

te fördern. Eine Zuweisung zum Wohn-/Mischgebiet lehnt die Gemeinde ab, weil 

die übergeordnete Gesetzgebung dies in Frage stellt, aber auch Fragen der Er-

schliessung ungelöst bleiben. 

 

Der Friedhof in Mühlehorn ist nicht als Gebiet der öffentlichen Nutzung vorge-

sehen.  

Der Friedhof wird im Rahmen der Richt- und Nutzungsplanung als Gebiet mit öf-

fentlicher Nutzung resp. ZöBA (Zone für öffentliche Bauten und Anlagen) ausge-

schieden. 

4.2 Baugebietsreserven / Kapazitätsreserven und Baugebietsbedarf 

Verschiedenen Einwendungen zum Thema Baugebietsreserven / Planungsho-

rizont: 

- Es sollen nur Baureserven für 15 Jahre festgelegt werden. Die Bauge-

bietsreserven liegen heute weit höher, die Chance für eine Konsolidie-

rung/Reduktion soll genutzt werden. Neue Siedlungsgebiete nur in 

absoluten Ausnahmefällen und nur bei Kompensation (unter voller Mit-

wirkung des Souveräns). Die Verlegung soll möglich sein. (Mehrere Ein-

wendungen) 

- Der Planungshorizont soll 10 Jahre nicht überschreiten (Verweis auf Pla-

nungsunsicherheit). 

- Gemäss Kanton und Bund verfügt die Gemeinde über hinreichend Reser-

ven an Baugebiet. Baureserven sind sowohl für 15 als auch 25 Jahre aus-

reichend. Flächenkompensationen mit den Gemeinden Glarus und Glarus 

Süd können erst diskutiert werden, wenn diese ihre überschüssigen Bau-

landreserven auf gesetzeskonformes Mass zurückgestuft haben. (Mehre-

re Einwendungen) 

Die Frage, ob mit einem Planungshorizont von 15 oder 25 Jahren gearbeitet wer-

den kann, ist abhängig vom kantonalen Richtplan (KRIP). Gemäss Art. 15 RPG ist 



 

Gemeinde Glarus Nord: Öffentliche Auflage GRIP – Beantwortung des Gemeinderats gemäss Art. 17 RBG 14 

ein Planungshorizont von 15 Jahren üblich. Dies wurde mit der RPG Revision, 

welche das schweizerische Stimmvolk am 3.3.2013 angenommen hat, bekräftigt. 

Gemäss konsolidiertem Entwurf zum Kantonalen Richtplan soll den fusionierten 

Gemeinden, welche nun erstmals eine gesamtheitliche Ortsplanung erlassen, in 

Abweichung zur Regelung in Art. 15 RPG ein Reservebedarf von Bauzonenflä-

chen für die nächsten 15 Jahre zugestanden werden und zusätzlich sogenannte 

Übergangszonen für weitere 10 Jahre (d.h. Zeitrahmen 15 – 25 Jahre ab Erlass 

KRIP). Dieser Regelungsvorschlag ist kantonsintern abgestützt. Ob die zuständi-

gen Bundesbehörden diese Lösung ebenfalls als genehmigungsfähig beurteilen 

werden, ist noch völlig offen. Bis auf weiteres ist davon auszugehen, dass ein 

Planungshorizont von 15 Jahren massgebend ist. Die Bauzonenreserven der 

Gemeinde sind derzeit ausreichend, eine Reduktion wird angestrebt. Ob es sich 

dabei um entschädigungspflichtige Auszonungen, um nicht entschädigungs-

pflichtige Nichteinzonungen oder um Etappierungslösungen handeln wird, ent-

scheidet sich erst in der Phase der Nutzungsplanung. Die bisherige Art der 

Flächenkompensation (Einzonung gegen Auszonung) in GLN ist sachlich be-

trachtet keine zukunftsorientierte Reaktion, ist aber möglicherweise in der Über-

gangszeit der nächsten paar Jahre auch nicht a priori ausgeschlossen (d.h. evtl. 

von Kanton und Bund auf Zusehen hin akzeptiert). Relevant sind dabei verschie-

dene Bestimmungen des neuen RPG; Art. 8a Richtplaninhalt im Bereich Sied-

lung, Art. 15 Bauzonen und Art. 38a Übergangsbestimmungen. Demnach hat der 

Kanton 5 Jahre Zeit um die richtplanerischen Voraussetzungen zu schaffen um 

eine gesetzeskonforme Lösung zu den Art. 8 und 8a zu schaffen. 

Eine Limite auf 10 Jahre ist nicht zweckmässig und entspricht auch nicht den ge-

setzlichen Vorgaben. 

Die Formulierung bezüglich der kantonsinternen Kompensation von Baugebiets-

flächen über die Gemeindegrenzen hinaus wird gestrichen.  

 

Durch die Ausscheidung des Gewässerraums werden möglicherweise Ver-

schiebungen der Baugebietsabgrenzungen notwendig. (Mehrere Einwendun-

gen) 

Es trifft zu, dass die Baugebietsabgrenzungen durch den auszuscheidenden Ge-

wässerraum beeinflusst werden. Dies wird Gegenstand der Nutzungsplanung 

sein, in welcher entsprechende Nutzungszonen oder Gewässerabstandslinien 

definiert werden. Im Baugebiet sind die Vorgaben des GSchG weniger restriktiv 

als ausserhalb. Dennoch wird ein Teil der Reduktionen des heutigen Baugebiets 

in diesen Gewässerbereichen erfolgen (müssen). Ob die Betroffenheit mittels 

Nutzungsverlegungen teilweise aufgefangen (reduziert) werden kann, zeigt sich 

in der NUP-Phase. 
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Der Abschnitt "Die Gemeinde Glarus Nord ist bereit, im Bedarfsfall Lösungen 

für zusätzliche Bedürfnisse von aussen betreffend Siedlungs- und Arbeits-

platzentwicklung zu evaluieren (Projektbezogene Teilrevisionen der Ortspla-

nung)" (S. 35 GRIP) ist zu streichen (keine Schlupflöcher schaffen). 

Projektbezogene, resp. bedingte Teilrevisionen der Ortsplanung sollen möglich 

sein (inkl. der Einzonung zusätzlicher Flächen), dies auch als Reaktionsmöglich-

keit auf künftige Bedürfnisse. Die Gemeinde soll im Rahmen der Nutzungspla-

nung genügend Handlungsspielraum behalten. Der Abschnitt wird beibehalten, 

wobei der Rahmen des GRIP richtungsweisend ist. 

4.2.1 Siedlungstruktur 

Die Definition von Kerngebieten (als die der jetzigen Kernzone überlagerte 

Fläche) befriedigt nicht. GRIP müsste differenzieren, wo sich zu entwickelnde 

Kerngebiete befinden. 

Nach dem GRIP sind alle Kerngebiete entwicklungsfähig und wertvoll sich zu 

entwickeln. Der Grundsatz der Gemeinde, welche aus Dörfern gebildet ist (sein 

will), wird hier unmittelbar abgebildet. 

 

Im GRIP finden sich keine Aussagen zu den Schulen oder zu einer eigentlichen 

Schulraumplanung (keine Erwähnung in den richtungsweisenden Festlegun-

gen). Schulen sollen nicht an Hauptverkehrswegen (Hauptstrassen) platziert 

werden. Der GRIP soll Aussagen machen über kinderfreundliche Räume, Frei-

zeitraum für Kinder (Spielplätze) und Visionen für die Bildung und Entwick-

lung der jüngsten Bevölkerung darlegen. 

Eine Schulraumplanung betrifft das Gefüge der Gemeinde im Kern, ein Ort ohne 

Schule verliert an innerem Leben. Umgekehrt ist die Qualität der schulischen 

Bildung von zentraler Bedeutung für die Standortqualitäten der Gemeinde. Eine 

separate Analyse und die Erarbeitung einer Strategie resp. einer Schulraumpla-

nung werden deshalb parallel zur Bearbeitung des GRIP und der Nutzungspla-

nung durch die Gemeinde vorgenommen. Der GRIP wird dahingehend ergänzt, 

dass für die Vorschule und die Schulen der Unterstufe dezentrale Lösungen 

möglich bleiben sollen, während dem für die Schulen der Oberstufe eine zentrale 

Lösung anzustreben ist. Zudem sollen dafür geeignete Flächen reserviert wer-

den. 

 

Bezüglich der Bebauungsdichte ist die Formulierung auf S. 40 abzuschwächen 

(kann statt soll). Die Bebauungsdichte muss nicht zwingend erhöht werden, es 

kann auch sinnvoll sein, diese zu belassen. Das Wort Sanierungsgebiet erset-

zen.  
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Es handelt sich hier hauptsächlich um Fragen der Formulierung. Die Grundsätze 

der Verdichtung und der Begriff der Sanierung sind im GRIP korrekt angewendet. 

4.2.2 Arealentwicklungen / Entwicklungsschwerpunkt 

Die genannten (Industrie-)Areale sollen innerhalb der aktuellen Perimeter 

weiterentwickelt werden und eine Verdichtung nach Innen angestrebt werden.  

Deckt sich mit den Zielsetzungen des GRIP. Auch die Industrie soll verdichtet 

bauen. Der GRIP soll mit einer entsprechenden Formulierung ergänzt werden. 

Eine ausschliessliche Beschränkung auf bestehende Areale ist aber nicht ziel-

führend. Damit würde die angestrebte räumliche Konzentration untergraben und 

es würden Entscheide, die früher vielleicht richtig, heute aber räumlich proble-

matisch sind, bestätigt und somit nicht korrigiert.  

 

Verschiedene grundsätzliche Einwendungen zum Thema Entwicklungs-

schwerpunkt (ESP): 

- Wie wird ein Entwicklungsschwerpunkt definiert? Gibt es eine Unterschei-

dung zwischen Arealen von öffentlichem Interesse und Arealen, die nicht 

von öffentlichem Interesse sind? 

- Würde es Sinn machen, weniger Entwicklungsschwerpunkte zu bezeich-

nen und sich auf diese zu konzentrieren? 

Entwicklungsschwerpunkte kennzeichnen Gebiete, deren künftige Nutzung über 

Arealentwicklungsprozesse definiert wird und die bezüglich ihrer hauptsächli-

chen Ausrichtung differenziert werden können. Ein Entwicklungsschwerpunkt 

definiert eine Stossrichtung eines Teilgebiets betreffend Nutzung, Erschliessung 

und Gestaltung. Es sind die Ausrichtungen Zentrumsnutzung (Z), Wohn-, 

Mischnutzung (W+M), Dienstleistungsnutzung (DL) sowie Gewerbe- und Indust-

rienutzung (G+I) vorgesehen.  

Die Liste der ESP ist im GRIP aktualisiert worden. 

 

Die Tertiarisierung der Wirtschaft schreitet im Kanton Glarus langsamer vo-

ran als anderorts. Die beste Lagen (Bahnhofsnähe) sind durch Industrie be-

setzt. Diese Situation soll nicht in die neue Richt- und Nutzungsplanung 

überführt werden. Die Areale der Firmen Fritz Landolt AG, Kaffee Hauser-

Vettiger, Landolt Hauser AG Gewürzmühle und Schlittler AG Korkenfabrik in 

Näfels sind in eine Zone einzubringen, wo eine sehr dichte Bebauung für Woh-

nen und Arbeiten möglich ist (Verzicht auf industrielle Nutzung). Das Zentrum 

von Glarus Nord soll entwickelt werden. 

Es ist richtig, dass die Gebiete in Näfels in Bahnhofsnähe wichtige entwicklungs-

politische und siedlungsbauliche Bedeutung haben und aufzuwerten sind. Die 

Grundeigentümer und derzeitigen Nutzer haben darüber zu entscheiden. Die 
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Fritz Landolt AG bspw. will eine solche Entwicklung anstossen. Allenfalls folgen 

weitere. Der GRIP ist auf diese Stossrichtung ausgerichtet / lässt sie zu, ohne für 

alle Gewerbe detaillierte Vorgaben zu machen. Diese Lösung ist stufengerecht 

auf GRIP Ebene. 

 

Das Areal der Firma Fritz Landolt AG ist in Anlehnung an das Zschokke-Areal 

als Entwicklungsschwerpunkt der Gemeinde zu bezeichnen. Die Gemeinde soll 

eine entsprechende Entwicklung anstossen, z.B. Durchführung einer Son-

dernutzungsplanung. Es muss die Möglichkeit bestehen bleiben, dass auf ei-

nem Teilareal bis auf weiteres eine industrielle Nutzung aufrecht erhalten 

werden kann (Umnutzung Arealteile gestaffelt). Gemeinde und weitere Orga-

ne (z.B. Denkmalpflege) sowie Fachpersonen sollen in den Planungsprozess 

einbezogen werden. 

Das Areal der Fritz Landolt AG wird im Entwicklungsschwerpunkt Näfels/Mollis 

(Z) erfasst. Parallel zur Nutzungsplanung kann eine Sondernutzungsplanung an-

gestossen werden.  
 

Die Entwicklungsschwerpunkte sollen stark über Anbindung an ÖV definiert 

werden, was schon im GRIP zum Ausdruck kommen muss. 

Die Definition von Entwicklungsschwerpunkten und eine gute ÖV-Anbindung be-

einflusst sich gegenseitig. Die ÖV-Erschliessung von ESP mit hohem Publikums-

aufkommen (Wohnende, Arbeitende oder Besucher) ist sehr bedeutend. Die 

Gemeinde stimmt mit diesem Grundsatz überein.  

4.2.3 Siedlungstrennung 

Verschiedene Einwendungen zur Siedlungstrennung zwischen Näfels und 

Oberurnen: 

- Der Siedlungstrenngürtel zwischen Näfels und Oberurnen ist nicht genü-

gend klar dargestellt.  

- Die Siedlungstrennung zwischen Näfels und Oberurnen soll bewusst offen 

gelassen werden (allfällige Nutzung für öffentliche Bauten).  

- Eine klare Siedlungstrennung ohne Ausnahmen (auch bei der SGU 

Lintharena) ist anzustreben. (Mehrere Einwendungen) 

Die Siedlungstrennung ist im Grundsatz akzeptiert und soll wo zweckmässig 

umgesetzt werden. Das SGU erfüllt in vielerlei Hinsicht eine wichtige Funktion 

und soll eine gewisse Flexibilität betreffend Erweiterungen erhalten. Wäre der 

ÖV noch direkter angeschlossen, könnte dort ein noch grösseres Zentrum für 

weitere öffentliche Nutzungen entstehen. In diesem Sinne möchte die Gemeinde 

diese formulierte Option bezüglich der Erweiterung des SGU sowie anderer un-

tergeordneter Nutzungen offen halten.  
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Im Bereich des SGU wird die Plandarstellung angepasst, u.a. auch aufgrund der 

Rückmeldungen aus der Vorprüfung. Insbesondere wird die Siedlungsbegren-

zungslinie neu um das Gebiet der öffentlichen Nutzung geführt. Trotzdem will die 

Gemeinde die in der Konzeption definierte Trennung der Siedlungen von Oberur-

nen und Näfels umsetzen. Eine Platzierung von untergeordnet in Erscheinung 

tretenden Nutzungen wie beispielsweise Schrebergärten erachtet die Gemeinde 

in dieser Lage als möglich. Die Gemeinde sieht ein allfälliges Verwaltungszent-

rum eher im Raum Näfels/Mollis.  

 

Weitere Einwendungen zur Siedlungstrennung und zur Zugänglichkeit der 

Gewässer:  

- Siedlungstrennungen sind klar zu bezeichnen und freizuhalten. Die Ge-

wässer sollen zugänglich bleiben oder werden (das Wort "einsehbar" soll-

te in der Zieldefinition vermieden werden). 

- Die Formulierung zur Förderung der Zugänglichkeit soll verbindlicher 

formuliert werden („soweit als möglich“ streichen).  

- Die Grundsätze auf S. 44 sind zu einseitig auf Erholung ausgerichtet. Ge-

wässer haben auch Hochwasser- und ökologische Funktionen, weshalb 

durchgehende Wege entlang der Gewässer nicht erwünscht sind. Wertvol-

le Lebensräume sind vom Druck durch Erholungssuchende freizuhalten. 

(Mehrere Einwendungen) 

Es treffen verschiedene Interessen bezüglich der Gewässerräume (Erholung, 

Schutz) aufeinander. Die Gesetzgebung (GschG) wirken eher einschränkend. In 

den Siedlungsgebieten ist mehr Spielraum vorhanden als ausserhalb. Der kon-

krete Nutzungsmix ist im Rahmen der Nutzungsplanung zu klären. 

Die uneingeschränkte Zugänglichkeit der Gewässer wird nicht möglich sein (vgl. 

Kapitel 6.1.6). Das Erleben der Gewässer zumindest durch Einsehbarkeit ist das 

Minimalziel. 

4.3 Wirtschaftsentwicklung 

Der Druck aus der March wird steigen, die Bevölkerungszahl wird wachsen. 

Die Gemeinde muss diesen Druck steuern und die damit verbundenen Heraus-

forderungen meistern.  

Die Einschätzung ist vermutlich korrekt. Unter anderem aus diesem Grund geht 

die Gemeinde von einem höheren Bevölkerungswachstum aus als von Bund und 

Kanton prognostiziert (vgl. Kapitel 3.1). 

4.3.1 Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen 

Flächenintensive und emissionstärkere Betriebe sollen im Norden von Glarus 

Nord konzentriert werden. Neben Bilten ist für energieintensive Betriebe der 
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Standort Fennen ins Auge zu fassen (Nutzung Prozesswärme KVA). (Mehrere 

Einwendungen) 

Die Forderung nach flächenintensiven und emissionsstärkeren Betrieben im 

Norden entspricht dem GRIP. Neue flächenintensive Arbeitsplatzgebiete für die 

industrielle Produktion sollen im Raum Bilten, Biäsche und Riet (Eternit 

(Schweiz) AG) bereitgestellt werden. Der Standort Fennen ist aus landschaftli-

cher Sicht nicht zu favorisieren. Hier ist eine Gesamtinteressenabwägung nötig 

mit den Anliegen der Landwirtschaft, der Natur, der Landschaft und der Sied-

lungsentwicklung (vgl. Kapitel 6.1.1, 6.1.2 und 8.6). Zudem stehen Nutzungen im 

Gebiet Fennen in Konflikt mit den Windenergieanlagen.  

 

Die Gemeinde soll Kennzahlen als minimale Vorgaben für neu anzusiedelnde 

Unternehmen und die Bereitstellung von Raum für die Expansion von ansässi-

gen Unternehmen erstellen (Ziel: Verdichtung der Arbeitsplätze pro Flächen-

einheit). Ansiedlung von Unternehmen, welche sorgsam mit Ressourcen 

umgehen und niedrige Emissionen aufweisen. (Mehrere Einwendungen) 

Es ist sicher wünschbar, eine möglichst hohe Dichte an Arbeitsplätzen pro Flä-

cheneinheit zu erreichen. Damit wird aber nur ein Ziel erreicht. Die möglichst 

hohe Wertschöpfung pro Flächeneinheit ist ebenfalls eine Zielvorgabe; diese kor-

reliert nicht zwingend mit der Arbeitsplatzdichte. Zielvorgaben sind hilfreich, um 

eine Triage der Anfragen von möglichen Ansiedlungen zu treffen. Die Regelun-

gen sollten aber nicht so starr formuliert sein, dass die Gemeinde keinen Hand-

lungsspielraum mehr hat. Es ist heute nicht bekannt, welche Industrien in 

Zukunft aufkommen und welche Dichten an Arbeitsplätzen diese aufweisen, 

resp. welche Wertschöpfung sie generieren. Mit den Interessierten sind im rich-

tigen Zeitpunkt Gespräche zu führen. 

 

In Mühlehorn und im Tiefwinkel sind Arbeitsplatzgebiete festgelegt. Aufgrund 

deren Lage sind diese mit der touristischen Nutzung des Walensees abzu-

stimmen. Der Integration in die Landschaft zur Sicherstellung eines attrakti-

ven Landschaftsbildes ist zwingend Rechnung zu tragen. Für Entwicklung der 

Gebiete soll eine Überbauungsplanpflicht gelten.  

Die Arbeitsplatzgebiete in Mühlehorn und Tiefwinkel sind nicht so intensiv ange-

dacht wie in den Gebieten Bilten oder Flugplatz Mollis. Es sollen dort auch 

Mischnutzungen und Gewerbe möglich sein. Landschaftliche Integration und Ab-

stimmung mit den touristischen Interessen sind sicher richtig, aber stufenge-

recht auf NUP Ebene oder im Baubewilligungsverfahren zu regeln. 

4.3.2 Linthebene (Riet) 

Verschiedene (gegensätzliche) Einwendungen zur Linthebene (Riet):  



 

Gemeinde Glarus Nord: Öffentliche Auflage GRIP – Beantwortung des Gemeinderats gemäss Art. 17 RBG 20 

- Eine Entwicklung der Eternit (Schweiz) AG und der swisspor AG an einem 

neuen Standort im Raum Rietbruggwies soll möglich sein. Zudem soll die 

Bahnlinie nicht als Abgrenzung des Baugebietes dienen, sondern als wich-

tige Infrastruktur beidseitig genutzt werden. (Mehrere Einwendungen) 

- Der Ausschluss einer Entwicklung im Gebiet östlich der Bahnlinie zwi-

schen dem Bhf. Nieder-/Oberurnen und der Autobahn wird negativ gewer-

tet. Es sollten Alternativen betreffend FFF gesucht werden und die 

erwähnte Fläche für eine gewerbliche/industrielle Entwicklung freigeben 

werden.  

- Die Freihaltung der Linthebene (Riet) wird ausdrücklich begrüsst. Das Ge-

biet soll ausschliesslich für die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung 

stehen. Eine Erweiterung der Eternit (Schweiz) AG östlich der Bahnlinie ist 

nicht erwünscht. (Mehrere Einwendungen) 

Es liegt im Interesse der Gemeinde, dass die Eternit (Schweiz) AG und die 

swisspor AG der Gemeinde als wichtige Arbeitgeberinnen erhalten bleiben. Es 

wird argumentiert, weshalb der Eternit (Schweiz) AG ein Verbleib am jetzigen 

Standort nicht möglich ist und weshalb eine Ausweitung des Entwicklungs-

schwerpunktes sowie die Anpassung der Siedlungsbegrenzungslinie notwendig 

sei. Am Grundsatz der Freihaltung der Linthebene (Riet) soll festgehalten wer-

den. Dies schliesst jedoch aus landschaftlicher Sicht nicht a priori aus, für die 

Eternit  (Schweiz)  AG und die swisspor AG im Gebiet  Rietbruggwies einen neuen 

Standort vorzusehen. Dies wird auch durch die Einschätzung der zugezogenen 

Experten nicht in Abrede gestellt. Gleichzeitig ist jedoch sicherzustellen, dass am 

bisherigen Standort eine Arealentwicklung stattfindet und die Eternit (Schweiz) 

AG zusichert, das Areal von allfälligen Altlasten zu säubern. Der Entwicklungs-

schwerpunkt Eternit (Schweiz) AG Riet ist zweckgebunden für die Nutzung durch 

die Eternit (Schweiz) AG und zugehörige Industriebetriebe mit Synergiepotentia-

len reserviert (projektbezogene Nutzungsplanung). Im Gegenzug wurden die im 

GRIP vorgesehenen Arbeitsplatzgebiete im Raum Bilten flächenmässig reduziert. 

Realisiert die Eternit (Schweiz) AG im Gebiet Rietbruggwies einen Neubau, ist da-

rauf zu achten, dass sich die Gebäude der Eternit (Schweiz) AG und der swisspor 

AG gut in die Landschaft einfügen.  

4.3.3 (Gross) Tschachen / Au (Bilten) 

Die Arbeitsplatzgebiete Tschachen / Au sind nicht zulässig, da fruchtbares 

Landwirtschaftsland (Fruchtfolgeflächen) mit neu entstandenen, zukunftsfä-

higen Landwirtschaftsbetrieben betroffen ist. (Mehrere Einwendungen) 

Der Konflikt zwischen Landwirtschaft und Arbeitsplatzgebiet kann nur im Rah-

men einer gesamthaften Interessensabwägung erfolgen. Im Zusammenhang mit 
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dem in Kapitel 4.3.2 erwähnten Entwicklungsschwerpunkt Eternit (Schweiz) AG 

Riet wurden die Arbeitsplatzgebiete im Raum Bilten flächenmässig reduziert. Die 

bereits in der Konzeption abgebildete Konzentration der Arbeitsplatzgebiete im 

gut erschlossenen Standort Bilten wird jedoch grundsätzlich aufrecht erhalten 

und im GRIP weiter konkretisiert. Die FFF werden im KRIP definiert. Allfällige 

Konflikte mit Baugebieten sind über Kompensationsflächen zu lösen.  

 

Die Arbeitsplatzgebiete in Bilten sollen anstelle der Gebiete Gross Tschachen 

und Au im Gebiet Obere Allmeind (Hangfuss, südwestlich der Kantonsstrasse) 

vorgesehen werden. Grundsätzlich besteht die Sorge, dass zu viel Landwirt-

schaftsland verloren geht. 

Teilweise werden Arbeitsplatzgebiete aufgehoben und Landwirtschaftsgebiete 

ausgeschieden, zum Teil umgekehrt. Gesamthaft betrachtet überwiegen in der 

Bilanz tatsächlich die neuen Arbeitsplatzgebiete, gemäss GRIP gehen in der 

Summe Landwirtschaftsgebiete verloren. Zwischen den Interessen der Wirt-

schaft und jenen der Landwirtschaft ist eine sorgfältige Abwägung vorzunehmen. 

Der Standort Bilten ist aufgrund der guten Erschliessung für die Industrie geeig-

net. Hinsichtlich der genannten Alternative Obere Allmeind bestehen ebenfalls 

Bedenken aus landschaftlicher und ökologischer Sicht (Waldrand). Zudem be-

steht die Gefahr, dass es zu einer zerstreuten Ansiedelung von Industrie kommt 

(in den Gebieten entlang der Bahnlinie existieren bereits Industriebauten). Im 

Gebiet Obere Allmeind existieren zudem Konflikte mit Naturgefahren. Weiter 

müsste das Gebiet zuerst neu erschlossen werden. Aufgrund der genannten 

Gründe kann die Einwendung nicht berücksichtigt werden.  

 

Die Arbeitsplatzgebiete befinden sich in Sichtweite zur Linth und im Regional-

plan festgelegten Freizeit- und Naherholungsgebiet (Rad- und Skaterbogen 

Linthebene). Die neuen Arbeitsplatzgebiete in Bilten sind in das Landschafts-

bild zu integrieren und die Entwicklung mit den Zielen des EKL abzustimmen. 

Die Integration in die Landschaft ist anzustreben und mit den Zielen des EKL 

grundsätzlich abzustimmen. Umgekehrt sind Arbeitsplatzgebiete mit einer ho-

hen Dichte anzustreben und die Flächenbeanspruchung zu minimieren. 

 

Das als Arbeitsplatzgebiet bezeichnete Gebiet Au soll als Wohn-/ Mischgebiet 

vorgesehen werden, so dass später eine Wohnzone mit Gewerbeerleichterung 

eingezont werden kann (Landwirtschafts-/Freihaltegebiet ebenfalls denkbar). 

Im GRIP ist das Gebiet Au als Arbeitsplatzgebiet ausgeschieden. Die Art der zu-

künftigen Nutzung ist Gegenstand laufender Abklärungen, welche auf der Ebene 

NUP umgesetzt werden sollen. Insbesondere stellt sich die Frage nach dem 

Ausmass der zukünftigen Emissionen. Unmittelbar angrenzend findet sich eine 

Wohn-/Gewerbezone und im Abstand von weniger als 100 m eine Wohnzone. In 
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einer der Hauptwindrichtungen und in einem Umkreis von weniger als 1 km fin-

den sich die überwiegende Mehrheit der Wohnzonen von Bilten. Wegen dieser of-

fenen Frage wurde im betreffenden Gebiet eine Planungszone erlassen.  

 

Das Gebiet Au ist gleichzeitig als FFF und als Entwicklungsschwerpunkt kar-

tiert. Diese Nutzungen schliessen sich aus. Mit der bereits erfolgten Überbau-

ung zwischen Fennen und Bilten sind bei Starkniederschlägen Probleme 

bezüglich Abfluss des Wassers aufgetreten. Das Gebiet Au dient als Puffer mit 

geringem Schadenspotential. Das Gebiet soll weiterhin landwirtschaftlich ge-

nutzt werden.  

Der Konflikt zwischen Arbeitsplatzgebiet und Landwirtschaft muss noch berei-

nigt werden. Die Ausscheidung der FFF ist Sache des Kantons mit Mitwirkung 

der Gemeinde. Die Hochwasserschutzproblematik ist bei den Fachstellen des 

Kantons teilweise noch in Prüfung und wird nach Abschluss der Grundlagenar-

beiten in den NUP einfliessen (Verweis auf Kapitel 6.1.8). 

 

Im Zusammenhang mit dem Arbeitsplatzgebiet Tschachen dürfen künftige 

Bauten dem bestehenden Drainagesystem kein Oberflächen- oder Meteor-

wasser zuleiten (Bäche haben Drainageentwässerung zu gewährleisten). An-

fallendes Wasser ist über ein unabhängiges Entwässerungssystem möglichst 

schnell dem Dorfbach oder dem Linthkanal zuzuführen.  

Diesem Anliegen ist im Rahmen der Umsetzung der NUP Rechnung zu tragen. 

Allenfalls macht es Sinn, in der NUP einen Hinweis oder ein Auflage in dieser 

Richtung zu platzieren, ohne technisch machbare Lösungen von vornherein aus-

zuschliessen. 

4.3.4 Biäsche 

Das Arbeitsplatzgebiet Biäsche kann das westliche Wohngebiet von Weesen 

tangieren (verkehrsmässige Erschliessung, Lärmschutz, Luftreinhaltung). Bei 

der Umsetzung in der Nutzungsplanung und den Baubewilligungen konkreter 

Projekte sind die Interessen der Gemeinde Weesen zu berücksichtigen. Insbe-

sondere soll entlang der Seeflechsenstrasse in einer oder zwei Bautiefen eine 

Wohn-Gewerbe-Zone eingerichtet werden. Mit notwendigen Rahmenbedin-

gungen (z.B. Überbauungsplanpflicht) soll sichergestellt werden, dass Immis-

sionen begrenzt und das Landschaftsbild gewahrt werden.  

Am vorgesehenen Arbeitsplatzgebiet wird grundsätzlich festgehalten, es sollen 

auch neue flächenintensive Arbeitsplatzgebiete für die industrielle Produktion 

bereitgestellt werden können. Vorstellbar ist eine Einschränkung in Bezug auf 

die Emissionen oder eine gemischte Nutzung als Puffer. Dies muss in der Nut-

zungsplanung konkretisiert werden. Ebenso kann eine Überbauungsplanpflicht 
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auf NUP-Ebene geprüft werden. Die Linth bietet einen "Schutz" / "Abstandswah-

rung" zwischen Wohnen und Arbeiten. Damit ist dem Bedürfnis nach Auffassung 

der Gemeinde Glarus Nord im Wesentlichen Genüge getan.  

Die gute Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde Weesen und der Gemeinde 

Glarus Nord soll weitergeführt werden.  

 

Das Gebiet Biäsche soll der Wohn-/Mischzone zugewiesen werden. Bereits 

heute wird im Gebiet gewohnt. Ein reines Arbeitsplatzgebiet würde die beste-

hende Wohnnutzung zu stark beeinträchtigen. Denkbar wäre eine Zone, in der 

im Erdgeschoss gearbeitet und in den Obergeschossen gewohnt wird.  

Derzeit sind in der betroffenen Fläche nur einzelne Bauten bestehend. Deren ef-

fektive Nutzung kann im Zeitpunkt der Umsetzung in der NUP erhoben und be-

rücksichtigt werden. Es stellt sich die Frage, ob allenfalls ausschliesslich wegen 

einem Wohnhaus das Konzept des Arbeitsplatzgebietes und des Grünbereichs 

gemäss GRIP aufgegeben werden soll; oder anders gefragt, ob ein Wohn-

Mischgebiet nicht gerade die aufgeworfenen Probleme von nebeneinander lie-

gendem Wohnen und intensivem Arbeiten verschärft. 

 

Die Arbeitsplatzgebiete sollen zur Aufwertung der Situation rund um den 

Bahnhof Weesen dienen. Es soll eine Überbauungsplanpflicht festgelegt wer-

den. Weiter sind Immissionsbegrenzung und Massnahmen zum Schutz des 

Landschaftsbildes vorzusehen.  

Die Gemeinde kann sich vorstellen, das Gebiet über SNP zu entwickeln. Dies soll 

im Rahmen der NUP weiter vertieft werden (siehe oben). 

 

Die Erschliessung des Arbeitsplatzgebietes Biäsche darf nicht über die 

Biäschebrücke und den Dorfkern Weesen zur Autobahnausfahrt Weesen er-

folgen, sondern via Untere Schwärzistrasse und Flechsenstrasse. Die 

Schwärzistrasse auf Gemeindegebiet von Weesen soll gemäss Gesamtver-

kehrskonzept Weesen redimensioniert werden. Zur Erschliessung des Gebie-

tes zwischen der Autobahn A3 und der SBB-Linie soll die Verlängerung der 

bereits bestehenden, vom Autobahnanschluss bis zur Hälfte des Industriege-

bietes führenden Erschliessungsstrasse in den GRIP integriert werden (Ver-

bindung zwischen der Unteren Schwärzistrasse und dem Autobahnanschluss; 

insgesamt verbesserte Erschliessung Biäsche).  

Die detaillierte Erschliessung der Arbeitsplatzgebiete ist auf Ebene der NUP und 

anschliessend auch auf Projektebene zu behandeln.  

 

Die Materialbewirtschaftungszone der Balz Kamm AG, Weesen, wurde nicht 

berücksichtigt.  

Eine entsprechende Signatur wurde im GRIP integriert.  
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4.3.5 Flugplatz Mollis 

Die Fläche des vorgesehenen Arbeitsplatzgebietes / Entwicklungsschwer-

punktes soll halbiert werden. Auf Fruchtfolgeflächen ist Rücksicht zu nehmen. 

Der Bedarf nach einem Arbeitsplatzgebiet beim Flugplatz Mollis ist nach Ansicht 

der Gemeinde gegeben. Basis bildet das ROK Flugplatz Mollis des Kantons.  

 

Das Arbeitsplatzgebiet ist aus raumplanerischer Sicht fragwürdig (Erschlies-

sung, Verkehrsproblem). Ist der Entwicklungsschwerpunkt Flugplatz Mollis 

durch den ÖV genügend erschlossen? 

Die Gemeinde hat die Verfügbarkeit des Areals gesichert. Der Flugplatz ist für 

die Gemeinde von Bedeutung (Ansiedelung von aviatiknahen Betrieben, etc.). Die 

Erschliessung mit ÖV ist im Rahmen des Nutzungskonzepts zu konkretisieren. 

Die Erschliessung wird idealerweise über eine Spange Netstal ab Kantonsstras-

se erfolgen. 

 

Die Chancen bezüglich Ansiedlung wertschöpfender Betriebe werden in Frage 

gestellt. (Mehrere Einwendungen) 

Die Gemeinde will die Zielsetzungen gemäss ROK Flugplatz Mollis verfolgen und 

setzt alles daran, flugbetriebsnahe und wertschöpfungsintensive Betriebe anzu-

siedeln.  

 

Die Erwähnung von Erholungs-/Freiflächen (Naherholungsgebiet) fehlt in den 

Abstimmungsanweisungen. Der überwiegende Teil der Fläche muss dafür zur 

Verfügung stehen.  

Dieser Aspekt wird im GRIP ergänzt.  

 

Die Bevölkerung ist einzubeziehen. Für die Wohnqualität ist Nutzungsmix von 

Bedeutung. (Mehrere Einwendungen) 

Die Stossrichtung ist im GRIP gegeben und aus Sicht der Gemeinde richtig. Die 

Details sind in der Nutzungsplanung zu lösen. Die Gemeinde geht davon aus, 

dass im Rahmen der Nutzungsplanung ein weiterer Prozessschritt erfolgt und 

dass dafür nicht eine separate Veranstaltung oder ein separater Prozess mit 

Einbezug der Bevölkerung notwendig ist. 

4.3.6 Denkmalpflege, Ortsbildschutz 

Einzelne Inventare der ehemaligen Gemeinde sind vorhanden. Die Gemeinde 

ist verpflichtet, ein kommunales Inventar zu schaffen. Zuständig ist der Be-

reich Gesundheit, Jugend und Kultur. Die Inventarisierung von geschützten 

und schützenswerten Gebäuden ist überfällig.  
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Die Inventarisierung auf Kantonsebene läuft derzeit. Die Gemeinde wird auf Ba-

sis des Inventars des Kantons die Schutzobjekte von lokaler Bedeutung ebenfalls 

inventarisieren. Allenfalls können Wissensträger der ehemaligen Gemeinden 

während der Phase der Nutzungsplanung einbezogen werden.  

 

Obstalden fehlt bei der Aufzählung bezüglich Denkmalpflege / Ortsbildschutz. 

Auch Obstalden hat bedeutende Denkmäler vorzuweisen.  

Der GRIP erwähnt die Inventarisierung der historischen Ortsbilder der Schweiz 

(ISOS) sowie national bedeutende Kulturgüter (eidg. Kulturgüterinventar). Ge-

mäss Angaben des Kantons Glarus gehört Obstalden zu den Ortsbilder von regi-

onaler Bedeutung. Die Aufzählung im GRIP ist entsprechend anzupassen. Zudem 

ist im Schweizerischen Inventar der Kulturgüter von nationaler und regionaler 

Bedeutung (KGS Inventar) ein Objekt in der B-Liste verzeichnet (Schutzkategorie 

regional), jedoch keines in der A-Liste (Schutzkategorie national).  

4.3.7 Archäologie 

Es ist unklar, was mit den Bestimmungen im GRIP ausgesagt werden soll. Was 

geschieht, wenn neue bedeutende Funde entdeckt werden? 

Der GRIP definiert lediglich die Grundsätze. Bei neuen bedeutenden Funden 

kommen die massgeblichen Bestimmungen des Natur- und Heimatschutzgeset-

zes (NHG) zur Anwendung. Die Gemeinde kann zudem im Rahmen der Nut-

zungsplanung spezielle Zonen (z.B. Archäologiezone für Befunde) ausscheiden.  

4.4 Umzonungsanträge 

In verschiedenen Eingaben wurden Anträge bezüglich Umzonung in der Nut-

zungsplanung gestellt. Diese Anträge wurden gesammelt und im Rahmen der 

Nutzungsplanung bearbeitet. Im vorliegenden Bericht werden sie nur erwähnt, 

wenn sie erheblichen Einfluss auf den GRIP haben.  

4.5 Ortsspezifisches 

4.5.1 Bilten 

Der Ersatz des Fussballfeldes in Bilten soll bei der Schulanlage Bilten geprüft 

werden.  

Der Ersatz des Fussballfeldes in der Nähe der Schulanlage kann in der weiteren 

Planung geprüft werden. Dabei sind Synergien zu anderen Sportanlagen und 

Nutzungen zu favorisieren. 

 

Zwei Parzellen innerhalb des bebauten Gebietes in Bilten (nicht genauer loka-

lisiert) sind als Landwirtschaftsgebiet ohne mögliche Nutzung als FFF aufge-
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führt, während am Dorfrand eine Mischzone ausgewiesen wird. Die isolierten 

LW-Gebiete sind den Wohn-/Mischgebieten und der an die Schulanlage an-

grenzende Teil der Zone öffentliche Nutzung zuzuteilen. Der Teil für die öf-

fentliche Nutzung muss mindestens so gross sein, dass der Ersatz 

Fussballplatz realisiert werden kann. 

Die beiden Parzellen sind heute Landwirtschaftszone, während das angespro-

chene Wohn- und Mischgebiet (am südl. Dorfrand) bereits heute als W2 einge-

zont ist. Zur Frage der Landwirtschaftsgebiete vgl. Kapitel 6.1.1. Der 

Fussballplatz muss aufgrund eines Gemeindeversammlungsbeschlusses ersetzt 

werden. Die Gemeinde ist sich dieser Ersatzpflicht bewusst. Der konkrete Stand-

ort ist auf die Gesamtbetrachtung im Rahmen der Schulraumplanung abzustim-

men.  

 

Die Parzelle Nr. 407 (Bilten) soll in Bauzone W3 verbleiben.  

Parzelle Nr. 407 grenzt heute gemäss geltender Nutzungsplanung an eine ZöBA 

und an Landwirtschaftszone an. Im GRIP ist die Parzelle für eine Nichteinzonung 

vorgesehen. Die Gemeinde hat ein Interesse, die ZöBA rund um die Schulanlage 

Bilten zu erweitern. Der Bedarf der Gemeinde ist im Rahmen der Schulraumpla-

nung zu definieren. 

4.5.2 Niederurnen 

Das Weihergut ist heute in der Nutzungsplanung als Zone nicht bestimmter 

Nutzung ausgeschieden. Es liegt im GRIP innerhalb des Siedlungsbegren-

zungsbereichs und könnte als attraktives Wohngebiet vorgesehen werden. 

Der in der Karte noch eingezeichnete Kanal wurde im Rahmen des Kraftwerk-

projektes aufgefüllt, das Wohn-/Mischgebiet könnte fortgesetzt werden (unter 

Einhaltung der Gewässerabstände).  

Das Gebiet  liegt  zwischen Bahnlinie und Fabrikweiher.  Es trifft  zu,  dass es mo-

mentan der Zone nicht bestimmter Nutzung zugewiesen ist. Angesichts der zu 

grossen Bauzonenreserven ist eine Einzonung im Moment nicht vorgesehen. Zu-

dem befindet sich das Gebiet derzeit am Rand des Siedlungsgebietes (randstän-

dig). Dies ändert sich, wenn die Eternit (Schweiz) AG im Raum Rietbruggwies neu 

ansiedelt. Das Gebiet muss zudem vor der Festlegung einer intensiveren Nut-

zung auf Naturgefahren überprüft werden (Hochwasser). 

 

Das südlich des Landhauses gelegene Gelände (Jenny-Areal) soll als Wohn-

/Mischgebiet bezeichnet werden (anstelle Landwirtschaftsgebiet/Freihalte-

gebiet).  

Das Gebiet südlich des Landhauses kann in das Wohn-/Mischgebiet integriert 

werden. Es sind jedoch Abklärungen bezüglich Schutzstatus notwendig.  
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4.5.3 Oberurnen 

Das Landwirtschaftsland auf Parz. 186 (Oberurnen) soll in eine der Wohnzo-

nen umgezont werden. Alle angrenzenden Grundstücke in süd-, ost- und nörd-

licher Richtung liegen in W2, Kernzone oder Dorfkernzone.  

Die Parzelle liegt nach geltendem Zonenplan in der Landwirtschaftszone, zudem 

in der Gefahrenzone blau (Sturzereignisse). Es würde sich um eine Neueinzo-

nung handeln. Die Einwendung wird im Rahmen der Nutzungsplanung behan-

delt. Grundsätzlich ist jedoch am entsprechenden Standort keine Wohnzone 

vorgesehen und aufgrund der bereits überdimensionalen Reserven auch nicht 

opportun. 

 

Parzelle Nr. 217 (Oberurnen) soll im Baugebiet (Wohn-/Mischgebiet) verblei-

ben.  

Gemäss gültiger Nutzungsplanung ist die Parzelle der Wohnzone mit Überbau-

ungsplanpflicht zugewiesen. Die Parzelle ist zur Hälfte mit einer Waldabstands-

linie belegt, damit besteht eine eingeschränkte Bebaubarkeit. Die Erschliessung 

ist nicht sichergestellt (deshalb ÜP-Pflicht). Im GRIP war die Fläche für eine 

Nichteinzonung vorgeschlagen. Aufgrund der mit verschiedenen Grundeigentü-

mern geführten Etappierungsgesprächen wurde die Parzelle im Laufe der Be-

handlung der Einwendungen wieder als Wohn-/Mischgebiet mit der Signatur 

„Mögliches Etappierungsgebiet“ aufgenommen. Die Herausforderungen bezüg-

lich Naturgefahren und Erschliessung bleiben jedoch dieselben und sind auf 

NUP-Ebene zu behandeln. Der definitive Entscheid betreffend Baugebiet / 

Bauzone fällt erst auf NUP-Ebene.  

4.5.4 Näfels 

Im Hinblick auf die Nutzungsplanung wird eine Umzonung der Parzelle Nr. 

1139 (Näfels) beantragt (W2 oder W3). 

Die Einwendung wird im Rahmen der Nutzungsplanung behandelt. Grundsätzlich 

ist jedoch am entsprechenden Standort keine Wohnzone vorgesehen. 

 

Die Liegenschaften 904, 905 und 906 (Näfels) wurden vor 6 Jahren dem Sied-

lungsgebiet zugewiesen, ein erstes EFH wurde erstellt (Parz. 2136), heute mit 

prov. Zufahrtsstrasse erschlossen. Geplant sind weitere 5 Häuser. Wesentli-

che Elemente des Überbauungsplans vorhanden, Art und Ausrichtung der ge-

planten Häuser noch abhängig vom Trassee der Umfahrungsstrasse (Lärm). 

Im GRIP liegen die Parzellen innerhalb des Siedlungsgebiets, sind jedoch als 

Landwirtschaftsgebiet bezeichnet. Auf attraktives Baugebiet mitten im Dorf 

soll nicht verzichten werden, die Beibehaltung der heutigen Abgrenzung des 

Siedlungsgebietes im Bühl wird beantragt.  



 

Gemeinde Glarus Nord: Öffentliche Auflage GRIP – Beantwortung des Gemeinderats gemäss Art. 17 RBG 28 

Gemäss geltender NUP gehört die Flächen zur W2A mit Überbauungsplanpflicht. 

Gemäss ursprünglichem GRIP Entwurf ist nur noch die bereits bebaute Kernzone 

im Baugebiet enthalten, denn die Flächen gehören nicht zum weitgehend über-

bauten Gebiet nach Art. 15 RPG. Im Rahmen der Behandlung der Einwendungen 

wurde die Fläche wieder als Wohn-/Mischgebiet mit der Signatur „Mögliches 

Etappierungsgebiet“ aufgenommen. Die weitere Behandlung erfolgt in der NUP. 

4.5.5 Mollis 

Einwendungen zum Gebiet Hagnen:  

- Der  GRIP  bezeichnet  das  Gebiet  Hagnen  als  Wohn-/Mischgebiet  mit  Nut-

zungsauflagen, konkrete und zielführende Schritte für die Erschliessung 

und Verfügbarmachung dieser Flächen sollen in die Wege geleitet werden 

und in absehbarer Zeit umgesetzt werden. Es wird beantragt, das Gebiet 

Hagnen (Parz. Nr. 303 und 305 Mollis) als Baugebiet (Wohn-/Mischgebiet) 

zu bezeichnen. Im GRIP ist zudem ein „Überbauungsplan in Bearbeitung“ 

einzutragen. Es wird auf die bereits laufenden Planungen im Gebiet (sowie 

deren Geschichte und Hintergründe) verwiesen.  

- Parz. Nr. 303 und 305 (Mollis) sind bereits seit 1966 der Bauzone zugewie-

sen. Seit Oktober 2011 wird an der Gesamtüberbauung gearbeitet. Die 

Nichtkennzeichnung im GRIP als „Überbauungsplan in Bearbeitung“ 

verstösst daher gegen Treu und Glauben.  

Die Problematik für diese Fläche liegt in der jahrelangen Hortung und der unge-

nügenden Erschliessung. Zudem ist der ganze Bereich randständig in Bezug auf 

die bebaute Siedlung. Es ist bekannt, dass für diese Bereiche eine Überbauungs-

planung im Gange ist, der ÜP wurde von der Gestaltungskommission in der ers-

ten Vernehmlassung kritisch beurteilt. Die Planer waren frühzeitig informiert 

und setzten ihre Tätigkeiten dennoch bewusst fort. Die Gemeindeführung hat an 

verschiedenen Sitzungen mit den Interessierten die Lage besprochen und be-

fasst sich auch mit der Fragestellung der Planungszone. Im GRIP wurde das Ge-

biet zeitweilig einer Wohn-/Mischzone mit Nutzungsauflagen (Möglichkeit der 

Etappierung) zugewiesen. Das wäre eine adäquate Lösung, welche allenfalls 

auch für weitere Teilgebiete in Betracht gezogen werden könnte, allenfalls mit 

anderer zusätzlicher Begründung (überbaute Baugebiete, weitgehend überbaute 

Gebiete, eingezonte aber gehortete Gebiete, etc.). Im angepassten Vorschlag zum 

GRIP soll die laufende Überbauungsplanung gekennzeichnet werden, dies bildet 

jedoch kein Präjudiz für die nutzungsplanerische Behandlung. Als grosse, zu-

sammenhängende, noch freie Fläche wird sie zumindest einer Etappierung zu 

unterziehen sein. Entsprechend wird im GRIP das Gebiet mit dem Signet „Mögli-

ches Etappierungsgebiet“ gekennzeichnet.  
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Die Parzellen Nr. 2074 und 2075 (Mollis) liegen im Bauquartier Hoschet. Die 

Gebiete Hoschet und Grund wurden in den letzten Jahren erschlossen, von Na-

turgefahren befreit und sukzessive überbaut. Angrenzende Parzellen gehören 

bereits zum Siedlungsgebiet, Werkleitungen und Zufahrtsstrasse führen bis 

an den Rand des Gebietes. Es wird die Zuweisung zum Siedlungsgebiet (Wohn-

/Mischgebiet) beantragt, sofern die Waldgesetzgebung nicht dagegen steht.  

Die genannten Parzellen 2074 und 2075 sind gemäss geltender Ortsplanung 

nicht eingezont. Es würde sich um eine Neueinzonung handeln, wenn man diese 

Flächen in die Bauzone einbeziehen würde. Angesichts der bestehenden überdi-

mensionierten Baugebiete, wäre eine Neueinzonung nicht opportun. Die Einwen-

dung kann in der Phase der NUP behandelt werden, im GRIP wird das Gebiet 

jedoch nicht in das Siedlungsgebiet aufgenommen.   
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5. Verkehr (V) 

5.1 Öffentlicher Verkehr 

Verschiedenen Einwendungen zum Thema Öffentlicher Verkehr: 

- Die Gemeinde unternimmt nichts, was den ÖV zusätzlich schwächt, unat-

traktiver macht oder dessen Benützung in Frage stellt. Der Anschluss 

Mühlehorn muss erhalten bleiben, ebenso der Bahnhof Bilten. Eine durch-

gehende Verbindung Ziegelbrücke - Näfels - Kerenzerberg - Mühlehorn - 

Ziegelbrücke ist unumgänglich. Die Anbindung von Mühlehorn nur über 

Kerenzerberg ist inakzeptabel. (Mehrere Einwendungen) 

- Alle Züge auf der Strecke Zürich-Sargans sollen wieder in Ziegelbrücke 

anhalten (Fernverkehrshalt, ab 2014). 

- Die parallele Führung von Bahn und Bus ist aufgrund der beschränkten 

Einwohnerzahl und den geographischen Ausprägungen des Raumes zu 

überprüfen. Bus als Zubringer zur Bahn.  

- Es werden folgende Vorschläge gemacht: Ziegelbrücke – Schwanden: 15 

min-Takt; Pfäffikon – Ziegelbrücke: 30 min-Takt; Rapperswil – Ziegelbrü-

cke: 30 min-Takt; Ziegelbrücke - Sargans: 30 min-Takt. Weesen als Bahn-

hof für Personenverkehr in Betrieb (Verbindung via Gäsi nach Filzbach 

prüfen). Zusätzliche Haltestellen (Halt auf Verlangen): Oberurnen, Näfels 

Nord und Näfels Süd. Der Nachfrage angepasstes Rollmaterial, z.B. Schie-

nenbus für nachfrageschwache Zeiten.  

Im Bereich ÖV kann die Gemeinde nicht vollständig autonom handeln, da viele 

Rahmenbedingungen gegeben sind, resp. sie nicht über die Kompetenzen ver-

fügt. Die ÖV-Kommission wurde gegründet, um die Meinungsvertretung der Ge-

meinde zu stärken. Gemäss dem ÖV-Konzept des Kantons bleibt die Bahnhöfe 

Mühlehorn und Bilten auch nach 2014 in Betrieb. Die Anbindung Mühlehorns via 

Kerenzerberg wird vorerst so umgesetzt werden. Der Halt aller Züge (inkl. IC) in 

Ziegelbrücke ist gemäss ÖV-Konzept des Kantons nicht vorgesehen und gemäss 

Aussagen des Kantons nicht umsetzbar. Die ÖV-Kommission hat über eine Stu-

die von Dritten aufgezeigt, dass unter Umständen doch Möglichkeiten für we-

sentliche Verbesserungen der Anschlüsse bestehen, und dass diese eher mittels 

betrieblichen Massnahmen erzielt werden könnten, welche wiederum keinen 

raumplanerischen Bezug haben. 

 

Die Bezeichnung des Bahnhofes Niederurnen ist zu korrigieren. Korrekt lautet 

die Bezeichnung Nieder- und Oberurnen. Hier sollen auch Umsteigemöglich-

keiten auf den Bus geschaffen werden. 
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Die Bezeichnung Bahnhof Nieder- und Oberurnen wird angepasst. Umsteige-

möglichkeiten Bahn / Bus sind gemäss ÖV-Konzept des Kantons in Näfels – Mol-

lis vorgesehen. 

 

Der Kanton SG plant, die S-Bahn St. Gallen und die S-Bahn Zürich am Obersee 

zur Stadtbahn Obersee zusammenzufassen. Dies würde auch bessere Anbin-

dung von Ziegelbrücke nach Rapperswil und Zürich mit sich bringen. Eine Aus-

sage zur besseren überregionalen Anbindung im ÖV wird im GRIP nicht 

getroffen. Es werden grenzüberschreitende Busangebote beantragt. 

Allfällige Anpassungen in Zusammenhang mit der Stadtbahn Obersee sind zu 

prüfen. Der Kanton Glarus prüft eine Buslinie nach Reichenburg (evtl. via 

Schänis).  

 

Die Busfrequenzen sollen gehalten und ausgebaut werden. Die Anbindung und 

Verknüpfung der einzelnen Ortschaften soll verbessert werden. Attraktive 

Anschlüsse an den Fernverkehr sind erforderlich. (Mehrere Einwendungen) 

Gemäss dem ÖV-Konzept des Kantons ist ab 2014 zwischen Näfels-Mollis und 

Niederurnen der Halbstundentakt vorgesehen (Bus). 

 

Der Gemeinderat soll aktiv bei der Fahrplangestaltung mitwirken. (Mehrere 

Einwendungen) 

Die Bildung der ÖV-Kommission (als Sub-Kommission der Ortsplanungskom-

mission) soll dazu beitragen, der Gemeinde ein breites Argumentarium und 

schliesslich einen grösseren Einfluss in ÖV-Fragen zu verschaffen.  

5.2 Strasseninfrastruktur 

Verschiedene Einwendungen zum Thema Umfahrung: 

- Der Nutzen der Umfahrung Näfels ist fraglich. Der GRIP soll nicht konkre-

te Projekte nicht als zwingend festhalten, welche durch die Gemeinde gar 

nie behandelt wurden. Wenn die Umfahrung gebaut wird, dann muss die 

Dorfdurchfahrt Näfels zurückgebaut werden und mit Verkehrsberuhi-

gungsmassnahmen versehen werden. (Mehrere Einwendungen) 

- Die Umfahrung Näfels wird abgelehnt (mehr Verkehr, Kosten). Glarus 

Nord hat noch nie über die Umfahrung entschieden. (Mehrere Einwendun-

gen) 

- Die Berücksichtigung der Umfahrung Näfels wird als positiv gewertet. Die 

Gemeinde muss auf allen Ebenen Einfluss nehmen, damit der Bau der Um-

fahrungsstrasse mit Näfels als erste Etappe vorangetrieben werden kann. 

Der Entscheid bezüglich Umfahrung Näfels liegt nicht in der Kompetenz der Ge-

meinde. Der Kanton favorisiert die Umfahrung via Tunnels. Das entsprechende 
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Projekt wurde ausgearbeitet. Nach Verlautbarungen des Kantons kommt eine 

andere Linienführung nicht in Frage ("entweder geplantes Projekt oder keines"). 

Die Aufwertung der Strassenräume und die Entlastung von Verkehr sind auch in 

Näfels unabhängig davon vorgesehen.  

 

Als mittelfristige Massnahme soll ein Erschliessungskorridor in der Talachse 

parallel zu Linth und Bahn (Lösung Problem Ortsumfahrungen) vorgesehen 

werden, evtl. Einfassung der Autobahn in Wohngebieten (vgl. Altendorf). Die 

Übernahme in den KRIP ist zu veranlassen.  

Dieser Ansatz hat nach Auffassung des Gemeinderats mittelfristig keine Chan-

cen auf eine Realisierung. Von einer Integration in den GRIP wird deshalb abge-

sehen. Der verlangte Korridor wird durch die Bahnlinie so oder so gebildet. 

Gesetzt der Fall, dass dies sehr langfristig eine Option wäre, steht der Bahnkor-

ridor dafür zur Verfügung. 

 

Die stark frequentierte Autobahn beeinträchtigt das Dorf Niederurnen, als 

Langfristmassnahme ist eine alternative Verkehrsführung zu prüfen. 

Langfristige Massnahmen wie Verlegung der Autobahn bspw. in einen Tunnel 

sind in den nächsten 15-25 Jahren wohl nicht realisierbar. Dieser Ansatz hat, 

wenn überhaupt, nur sehr langfristige Realisierungschancen. Von einer Integra-

tion in den GRIP wird deshalb, und weil der Korridor durch die bestehende Stras-

se ohnehin gesichert ist, abgesehen.  

 

In allen Ortschaften sollen Tempo-30 Zonen errichtet werden.  

Wie im GRIP aufgezeigt wird, bestehen bereits einige Tempo-30 Zonen. Die Ge-

meinde beabsichtigt, in den Ortszentren sowie in Wohnzonen grundsätzlich Tem-

po 30 einzuführen. Eine entsprechende Aussage wird im GRIP eingefügt. Die 

Umsetzung kann im Rahmen der Nutzungsplanung an die Hand genommen wer-

den.  

 

Es bestehen teilweise gefährliche Situationen im Strassenverkehr im Zusam-

menhang mit Fussgängerstreifen an der Kantonsstrasse. Insbesondere der 

Fussgängerstreifen bei der Bus-Haltestelle SGU/Lintharena in Richtung Nä-

fels ist gefährlich.  

Die Markierung und Sicherung von Fussgängerstreifen stellt eine verkehrspoli-

zeiliche Massnahme dar. Entsprechende Verbesserungen sind auf dieser Ebene 

anzustreben.  
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5.3 Aufwertungsachsen 

Die Aufwertung der Dorfkerne soll im Sinne von lebensfreundlichem Lebens-

raum erfolgen. Ebenfalls sicherstellen, dass Umfahrungen ökologisch in die 

Landschaft eingepasst werden und Wildwechsel erleichtern. 

Die Aufwertung der Dorfkerne entspricht den Zielen des GRIP und hat sicher 

auch einen indirekten Bezug zu den Umfahrungen.  

In diesem Kontext ist wohl auch der Hinweis zu verstehen, dass Umfahrungen 

den Wildwechsel ermöglichen sollen.  

5.4 Parkierung 

Verschiedene Einwendungen zum Thema Parkierung: 

- Die Bestrebungen bezüglich der Einführung eines einheitlichen Parkie-

rungsregimes werden unterstützt. Zur Lösung der Problematik des ru-

henden Verkehrs sind der Einbezug des Souveräns und die Entwicklung 

von neuen Ideen notwendig. Die einheitlichen Regelungen für private Par-

kierung sollen Anbindung und Qualität des ÖV zu berücksichtigen. (Mehre-

re Einwendungen)  

- Das Nachtparkieren in Oberurnen stellt ein Problem dar. Zudem verfügen 

Mehrfamilienhäuser oft über zu wenige Parkplätze, was zu Ungerechtig-

keiten führt.  

- Oberurnen kannte kein Parkkartensystem (bisher). 

Das Parkierungsregime soll parallel zur Bearbeitung der Nutzungsplanung ge-

klärt werden. Die Gemeinde will die Parkierungsproblematik an die Hand neh-

men und eine einheitliche Bewirtschaftung der öffentlichen Parkierung 

anstreben. Das sogenannte Laternenparkieren soll mit geeigneten Massnahmen 

eingeschränkt werden.  

Oberurnen kannte bisher ein Parkkartensystem für jene, welche ein entspre-

chendes Bedürfnis angemeldet hatten. Die Einträge im GRIP wurden nochmals 

überprüft und sind korrekt. 

 

In den Zentren sollen Begegnungszonen sowie ein grosszügiges Parkplatzan-

gebot geschaffen werden (attraktive Rahmenbedingungen für Gewerbe-, Han-

dels- und Dienstleistungsbetriebe). Nur der Ausbau von Flächen für den 

Langsamverkehr ist nicht ausreichend. 

Die Aufwertung der Strassenräume ist im GRIP vorgesehen (Aufwertungsach-

sen). Weiterbearbeitung auf der Ebene der Nutzungsplanung und in Folgepla-

nungen. Das Parkierungsregime soll parallel zur Bearbeitung der Nutzungs-

planung geklärt werden. Die dafür notwendigen Flächen und Räume sind zu 

sichern. 
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5.5 Langsamverkehr 

Der Velo- und Fussweg auf den Parzellen Nr. 87 und 1180 (Näfels) soll gestri-

chen werden.  

Die direkte Führung der Veloverbindungen ist wichtig und im vorgeschlagenen 

Abschnitt auch topographisch machbar. Mit den Grundeigentümern ist im Rah-

men der Nutzungsplanung nach Lösungen zu suchen; im GRIP wird das Konzept 

der direkten Verbindung abgebildet. 

 

Zum Velo- und Fussweg zwischen Niederurnen und Ziegelbrücke: Ist eine 

neue Brücke über die Linth geplant? Die Wege führen über für das Areal der 

Fritz+Caspar Jenny AG, was von Seiten der Eigentümer nicht erwünscht ist 

(diese Arealteile sind heute den Mietern vorbehalten, Komplikationen könnten 

die Folge sein). Die jetzige Führung des Veloweges über Fabrikstrasse - 

Dämmli - Espenstrasse ist auch in Zukunft sinnvoll. 

Die direkte Führung des Veloweg ist wichtig; öffentliche Interessen stehen den 

privaten Interessen gegenüber. Eine Brücke wird notwendig sein. Mit den Grund-

eigentümern ist im Rahmen der Nutzungsplanung nach Lösungen zu suchen. 

 

Der neue, öffentlich zugängliche Weg rund um den Weiher ist nicht einge-

zeichnet (wichtig für die Erschliessung des neuen Naherholungsgebietes).  

Im GRIP wurden Fusswege und Fusswegverbindungen aufgenommen, welche für 

das Netz der Gemeinde von grösserer Bedeutung sind.  Es sind somit  nicht  alle  

Fusswege berücksichtigt. Der Fussweg um den Weiher ist im Rahmen der Nut-

zungsplanung jedoch einzubeziehen.  

 

Gemäss GRIP soll ein Konzept für Inlinesport angegangen werden. Dazu soll 

eine überregionale Zusammenarbeit mit der Region ZürichseeLinth ange-

strebt werden.  

Das Inline-Konzept soll in Zusammenarbeit mit Region ZürichseeLinth angegan-

gen werden und dürfte in der NUP gelöst werden. 

5.6 Marketing 

Das Kapitel zum Marketing soll gestrichen werden.  

Das Kapitel wird beibehalten. Das Marketing ist von Bedeutung (vgl. auch Leit-

satz Nr. 18). 

5.7 Schifffahrt, Bootsliegeplätze 

Siehe Einwendungen im Kapitel 7.1.2 
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6. Natur und Landschaft (L) 

6.1 Allgemeines 

Im Bereich Naturschutz wird vor allem Besitzstandswahrung betrieben, fort-

schrittliche Artikel fehlen. Eine Vergrösserung der Landschafts- und Natur-

räume ist nicht vorgesehen.  

Der Bereich Naturschutz ist im GRIP behandelt, die Zielsetzungen sind definiert. 

Einzelne Grundlagen sind im GRIP noch zu vervollständigen (siehe weitere Ein-

wendungen), resp. in der Nutzungsplanung zu konkretisieren. Die Interessen des 

Landschafts- und Naturschutzes stehen in Konkurrenz mit zahlreichen anderen 

Interessen, zwischen denen sorgfältig abgewogen werden muss.  

 

Einzelne Inventare der ehemaligen Gemeinde sind vorhanden (Hecken, Ma-

gerwiesen, Feuchtgebiete, kommunale Naturschutzgebiete, Landschafts-

schutzgebiete). Die Gemeinde ist verpflichtet, ein kommunales Inventar zu 

schaffen. 

Die Gemeinde wird die Schutzobjekte von lokaler Bedeutung inventarisieren. Die 

vorhandenen Inventare müssen zusammengeführt und vervollständigt und dann 

in der NUP umgesetzt werden. Entsprechende Aufträge sind im GRIP enthalten.  

 

Im GRIP (Plan und Text) fehlen folgende Grundlagen: Nutzungs- und Schutz-

konzept Gäsi-Hüttenböschen, Amphibiengebiete von nationaler Bedeutung, 

kantonale Schutzverordnung Rieterwald, Aufwertungsmassnahmen, im Rah-

men von Linth 2000 realisierte Massnahmen und die entsprechenden Schutz-

gebiete und Waldreservate. 

GRIP wird diesbezüglich überprüft und aktualisiert. In der NUP macht es Sinn 

zum hinreichenden, öffentlich rechtlichen Schutz entsprechende Schutzzonen 

unterschiedlicher Kategorie auszuscheiden und die bestehenden Schutzverord-

nungen höchstens als Information / Grundlage darzustellen. 

 

Die Kapitel Natur, Landschaft, Freizeit und Erholung des Regionalplanes (Re-

gion ZürichseeLinth) wird überarbeitet. Hier ist eine inhaltliche Abstimmung 

schon während der Bearbeitung / Mitwirkung der Vertretung der Gemeinde 

Glarus Nord nötig. 

Hier ist eine aktive / deckungsgleiche Meinungsäusserung der Gemeindevertre-

tung im RZL Projekt nötig, damit keine Widersprüche zwischen GRIP und Regio-

nalplan entstehen. Das wird angestrebt, soweit zweckmässig und zeitlich 

vereinbar. Eine spätere Aufarbeitung und Berücksichtigung in nachfolgenden 

Planungsverfahren ist aber auch denkbar. 
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6.1.1 Landwirtschaftsgebiete, Landwirtschaftliche Vorranggebiete 

Die Zuordnung von bereits überbauten, rechtskräftigen Sonderbauzonen (Ge-

biete in Unterbilten) zum Freihaltegebiet/Landwirtschaftsgebiet ist rechtlich 

nicht zulässig. 

Die Sonderbauzonen sind im GRIP mit einer speziellen Signatur gekennzeichnet. 

Die Umsetzung in der Nutzungsplanung als Zone ist denkbar. Die Bearbeitung 

dieser Frage ist für die Phase der Nutzungsplanung vorgesehen. 

 

Der Begriff „Landwirtschaftliches Vorranggebiet“ ist nicht erklärt.  

Der Begriff „Landwirtschaftliches Vorranggebiet“ wird im kantonalen Richtplan 

(KRIP) verwendet. Im GRIP wird ein Verweis eingefügt.  

 

Landwirtschaftsinseln in den Dörfern (Bsp. Näfels und Bilten): GRIP verun-

möglicht es, dass diese Grünflächen im Wohngebiet in den nächsten Jahrzehn-

ten eingezont und überbaut werden können. Zusammen mit dem steigenden 

Bauflächenbedarf treibt dies die Zersiedelung der Dörfer voran. (Mehrere 

Einwendungen) 

Die Grünflächen innerhalb der Siedlungsgebiete sind für die Siedlungsqualität 

ebenfalls von Bedeutung. Die Grünflächen wurden als qualitätsvolle Räume im 

Siedlungsgebiet vorgesehen, welche in den Randbereichen aber der baulichen 

Nutzung zugeführt werden können. Sie stellen auch ein Verkaufsargument für 

die Gemeinde dar. Es ist richtig, diese Flächen in der kommenden Planungsperi-

ode freizuhalten und damit einen wesentlichen Teil der Attraktivität der Siedlung 

GLN zu halten. Trotz dieser Einschränkung der Bebaubarkeit bestehen nämlich 

genügend Flächenreserven an Baugebiet. 

6.1.2 Fruchtfolgeflächen 

Die Festlegung der Fruchtfolgeflächen (FFF) ist nicht nachvollziehbar. Ver-

schiedene Einwendungen sind mit der Ausscheidung der FFF nicht einver-

standen (Bsp. Parz. Nr. 87 und 1180, Näfels). 

Lage und Ausdehnung der Fruchtfolgeflächen werden vom Kanton festgelegt, 

der wiederum die Vorgaben des Bundes zu erfüllen hat. Die Fruchtfolgeflächen 

wurden als Hinweis gemäss den Daten des Kantons in den GRIP übernommen.  

 

Fruchtfolgeflächen in Schattenlagen und in Paketen hinter Netstal sind aus 

bäuerlicher Sicht nicht akzeptierbar. Zudem müssen Streifen entlang der Ge-

wässer abgezogen werden (Gewässerschutzgesetzgebung). Total können 

61.21 ha der vom Kanton angegebenen 250.20 ha nicht als FFF angesehen 

werden. Der Bund hat sich zur Frage betreffend FFF in Schattenlagen nicht 

geäussert. Unter der Annahme, dass keine FFF in ungeeigneten Gebieten zu-
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gelassen werden, kann der Kanton nicht genügend FFF ausscheiden (nur 189 

ha). Die Gemeinde Glarus Nord muss davon ausgehen, dass alle aus landwirt-

schaftlicher Sicht möglichen FFF in dieser Gemeinde vorkommen. Dass ge-

mäss  GRIP  über  23  ha  FFF  in  Baugebiet  umgewandelt  werden  sollen,  ist  

inakzeptabel. (Mehrere Einwendungen) 

Die Berechnung des Kantons ist relevant und massgebend, die Gemeinde hat 

hier keine Regelungskompetenz. Die FFF sind gemäss Entwurf zum Kantonalen 

Richtplan (KRIP, Stand Juni 2013) in der quantitativen Dimension zu erhalten und 

bei Beanspruchung durch bauliche Massnahmen flächengleich an anderer Stelle 

zu kompensieren. Im Rahmen von Bodenverbesserungen können Flächen von 

Nicht-FFF aufgewertet und in FFF umgewandelt werden. Eine entsprechende 

Grundlagenstudie liegt vor. Es besteht die Absicht, aufzuzeigen, wo entsprechen-

de Massnahmen zur Schaffung von Ersatzflächen möglich sind.  

 

Bei allfälligen Kompensationen ist die Qualität der FFF zu berücksichtigen. 

FFF an Gewässern sind so zu redimensionieren, dass Gewässerraum ausge-

schieden werden kann. (Mehrere Einwendungen) 

Es trifft zu, dass die Gewässerräume "Ausschlussflächen" für FFF darstellen. Die 

Ausscheidung der FFF ist Sache des Kantons. Die Thematik ist jedoch in der 

Nutzungsplanung zu berücksichtigen. Die Gemeinde ist im Rahmen der Interes-

senabwägung auch daran interessiert, möglichst gute Voraussetzungen für die 

landwirtschaftliche Produktion zu schaffen, dies aber unter Berücksichtigung 

von allen anderen Interessen. 

 

Die Rechtsauflagen des Bundes (Sachplan FFF) werden durch den KRIP vom 

27.05.2008 missachtet. Der KRIP ist bis heute nicht bewilligt. Dies wäre aber 

die rechtsverbindliche Voraussetzung für das Planauflageverfahren des GRIP. 

Das bäuerliche Boden- und Pachtrecht wird in verschiedenen Fällen missach-

tet. Die sofortige Einstellung des Planauflageverfahrens des GRIP wird bean-

tragt (Ziel: Neuauflage der Planungsgrundlagen GRIP nach bewilligten 

Rechtsgrundlagen des KRIP). 

Lage und Ausdehnung der Fruchtfolgeflächen werden vom Kanton festgelegt, 

der wiederum die Vorgaben des Bundes zu erfüllen hat. Die Fruchtfolgeflächen 

wurden als Hinweis gemäss den Daten des Kantons in den GRIP übernommen. 

Die Erstellung des GRIP ist rechtmässig, resp. die entsprechenden Verfahren 

werden korrekt angewandt. Es kann nicht sein, dass jegliche planerische Tätig-

keit blockiert wird, nur weil ein Teilerlass (KRIP-Anpassung) auf übergeordneter 

Ebene fehlt. Wichtig ist die materielle Berücksichtigung von relevanten, bereits 

bekannten Tatbeständen, die es zu verhindern gilt, um keine dauerhaften Kon-

flikte aufkommen zu lassen, sondern Synergien zu schaffen. Der Kanton hat die 

Möglichkeit, im Rahmen der Verfahren zum GRIP dazu Stellung zu beziehen.  
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Das Gebiet zwischen der Überbauung Jenny-Areal und der Autobahn (westlich 

Weiher) ist als FFF klassiert. Handelt es sich hier um einen Fehler? 

Lage und Ausdehnung der Fruchtfolgeflächen werden vom Kanton festgelegt. 

 

Die Fruchtfolgeflächen (FFF) sind heute zu intensiv genutzt (Überbeanspru-

chung).  

Dies ist eine Frage der Bewirtschaftung, welche nicht im Rahmen des GRIP ge-

löst werden kann.  

6.1.3 Natur- und Landschaftsschutz: Naturschutzgebiete, Landschaften von überkommunaler 

und kommunaler Bedeutung 

Ergänzungen bezüglich Hecken, Feldgehölzen, Trockenmauern, markanten 

Einzelbäumen, grösseren Hochstamm-Obstbaumanlagen sollen vorgenom-

men werden. Die raschmöglichste Erhebung der ausstehenden Inventare nach 

NHG soll nach dem vorhandenen Entwurf des Inventars der ehemaligen Ge-

meinde Mollis erfolgen. (Mehrere Einwendungen) 

Umsetzung der Schutzobjekte soll in der Nutzungsplanung erfolgen, gestützt auf 

die vorhandenen Inventare. Die Nutzungsplanung kann jedoch nicht abwarten, 

bis eine umfassende Inventarisierung erfolgt ist. Betreffend Inventarisierung 

muss man nach dem Möglichen streben, d.h. schrittweise operieren und vorerst 

die zweckmässigen Kategorien für die Umsetzung bereitstellen und auf den be-

stehenden Inventargrundlagen aufbauen. Allenfalls lassen sich Regelungen ap-

plizieren, welche eine Interessenabwägung im Projektfall ermöglichen. Bsp.: 

Gebietsabgrenzung mit noch unvollständigen Inventargrundlagen - Projektant 

muss im Einvernehmen mit der Gemeinde die Inventarisierung vervollständigen. 

Dies wird allerdings erst auf NUP Ebene vertieft. 

 

Die Landschaftsschutzgebiete sind zu wenig mit der Landwirtschaft vernetzt.  

Der GRIP unterscheidet noch nicht zwischen Landwirtschafts- und Freihaltege-

bieten. Die entsprechende Präzisierung erfolgt auf Stufe der Nutzungsplanung. 

Dort sind unter anderem auch die Interessen des Landschaftsschutzes mit jenen 

der Landwirtschaft genauer abzustimmen.  

6.1.4 Ruhegebiete für Wildtiere 

Die vom Kanton im Entwurf ausgearbeiteten Vorschläge für die differenzierte 

Ausscheidung der Wildruhegebiete soll in den GRIP übernommen werden. Er-

gänzt werden sollen die Gebiete mit den Schongebieten für die Hirsche (der-

zeit in Bearbeitung). (Mehrere Einwendungen) 
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Die Gemeinde überprüft die Ruhegebiete nach Kantonalem Richtplan und setzt 

diese gegebenenfalls in der Nutzungsplanung mit entsprechenden Schutzzonen 

um. Wichtig ist im Moment der Grundsatz im GRIP.  

 

Ein Wildruhegebiet in Ussbühl (Bilten) wäre für Auerwild von Bedeutung (kei-

ne Schneeschuhtouren). 

Die Aufnahme wird geprüft. 

 

Aussagen zu Waldruhegebieten fehlen. 

Die Waldplanung befindet sich derzeit in Bearbeitung; dies erfolgt nach Spezial-

recht. Darin werden unter anderem die verschiedenen Funktionen des Waldes 

abgebildet. Für den GRIP sind diese jedoch von geringer Relevanz. Relevant sind 

vor allem der Kontaktbereich Baugebiete und Wald und Waldabstandsbereiche. 

Auf Aussagen zu Waldruhegebieten wird deshalb verzichtet.  

6.1.5 Wildtierkorridore und Wildwechselgebiete 

Die Wildtierkorridore sind im GRIP zu wenig deutlich erkennbar. Auch Wild-

tierkorridore von kommunaler Bedeutung sind darzustellen. (Mehrere Ein-

wendungen) 

Die Wildtierkorridore werden im GRIP schematisch dargestellt und sollen in der 

NUP detaillierter abgebildet werden. Ebenso werden die Objekte kommunaler 

Bedeutung ergänzt.  

 

Bezüglich des Wildtierkorridors nördlich von Bilten sind explizit Leitstruktu-

ren zu schaffen, insbesondere über Eisenbahnlinie. Ein weiteres Hindernis 

stellt die nicht zonenkonforme Hundezucht dar.  

Wie im GRIP vorgesehen erfolgt die weitere Bearbeitung im Rahmen der Nut-

zungsplanung.  

6.1.6 Gewässer, Schutz / Entwicklung der Gewässer 

Die Zugänglichkeit der Gewässer soll gemäss einigen Einwendungen konse-

quent verbessert werden, andere wollen dies verhindern (Schutzinteressen 

bezüglich Gewässer- und Uferraum, vgl. 4.2.3). Weiter werden unzureichende 

Restwassermengen kritisiert, resp. dass der GRIP dazu keine Aussagen 

macht. Zudem werde die Revitalisierung / Renaturierung zu wenig gefördert.  

Die Gewässer haben in der Gemeinde Glarus Nord einen speziellen Stellenwert. 

Eine Verbesserung der Zugänglichkeiten ist auch im GRIP vorgesehen. Dieses 

Ziel soll grundsätzlich beibehalten werden. Im Rahmen des revidierten Gewäs-

serschutzrechtes sind jedoch strengere Vorschriften in Kraft getreten, welche zu 

beachten sind. Im Siedlungsgebiet besteht eine höhere Flexibilität für die Aus-
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scheidung des Gewässerraums. Der Kanton erarbeitet eine entsprechende Pra-

xishilfe.  

Restwasserfragen, Fragen der Revitalisierung oder der Renaturierung von 

Fliessgewässern sind hingegen in der Regel Gegenstand von eigenständigen 

Projekten (Kompensationsmassnahmen). Eine Abstützung dieser möglichen Ein-

griffe auf ein Gesamtkonzept bedarf eines umfassenden Gewässerentwicklungs-

konzeptes. 

 

Der Gewässerraum muss spätestens in Zonenplanung ausgeschieden werden 

(Konflikte mit Bauzone und FFF sind möglich). Die Erläuterungen sollen ent-

sprechend ergänzt werden. Die Aussage, dass kanalisierte Gewässer als Teil 

des historischen Erbes anzusehen sind, ist problematisch (evtl. nicht verein-

bar mit GSchG). Vor allem darf diese Aussage nicht dazu führen, dass an sämt-

lichen Meliorationskanälen Renaturierungen verhindert werden. (Mehrere 

Einwendungen) 

Das revidierte GSchG muss mit Bezug auf den Gewässerraum bis 2018 umge-

setzt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Übergangsbestimmungen. Es 

ist vorgesehen, die Gewässerräume schrittweise und adäquat in der Nutzungs-

planung auszuscheiden, sei es mittels Gewässerabstandslinien oder Gewässer-

raumzonen. Die Aussage zu den kanalisierten Gewässern bezieht sich auf die 

"grösseren" Gewässer (Escherkanal, etc.), die als wesentliches landschaftliches 

und ortsbauliches Charakteristikum beurteilt werden. Die Umsetzung erfolgt in 

der NUP. 

 

Amphibienlaichgebiete Niederberg und beim Flugplatz Mollis fehlen.  

Sachverhalt wird überprüft und gegebenenfalls ergänzt. Zudem wird zu prüfen 

sein, ob im Rahmen der Nutzungsplanung eine Naturschutzzone vorgesehen 

werden soll.  

6.1.7 Wald, Walderhaltung, Waldgrenzen 

Die Kategorie Waldbiotop existiert im KRIP 2004 nicht. Sie ist deshalb aus dem 

GRIP zu streichen, da auf Gemeindeebene keine neuen Zonen eingeführt wer-

den sollen. 

In der Karte sind Gebiete als „eventuelle Waldbiotope“ gekennzeichnet. Im Text 

finden sich dazu keine Erläuterungen. Die Waldplanung befindet sich derzeit in 

Bearbeitung. Darin werden unter anderem die verschiedenen Funktionen des 

Waldes abgebildet. Für den GRIP sind diese jedoch von unterschiedlicher Rele-

vanz. Relevant sind vor allem der Kontaktbereich Baugebiete und Wald. Auf Aus-

sagen zu „eventuellen Waldbiotopen“ wird deshalb verzichtet.  
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6.1.8 Naturgefahren (Lawinen, Steinschlag, Hochwasser) 

Der Hochwasserschutz wird allgemein nicht ausreichend berücksichtigt.  

Die  Thematik  Hochwasser  wird  im  Kap.  6.10  des  GRIP  erwähnt.  Die  Ausschei-

dung der Gefahrenzonen erfolgt gemäss den Gefahrenkarten in der Nutzungs-

planung. In besonderem Mass wurde auf Hochwassergefahren in den Gebieten 

Rautifeld (zw. Näfels- und Oberurnen) sowie Tschachen / Au (Bilten) hingewie-

sen. Diese Hinweise werden in der Nutzungsplanung einbezogen.  
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7. Freizeit und Erholung (F) 

7.1 Tourismus und Erholung 

Die Naherholungsbedürfnisse der EinwohnerInnen werden nicht berücksich-

tigt.  

Die Förderung der Angebote für die Naherholung wird im Kapitel 7.1 Tourismus 

und Erholung des GRIP festgelegt. Insbesondere für den Raum Obersee bis Nie-

derurnertäli ist die Förderung als Naherholungsgebiet explizit vorgesehen. Zu-

dem hat die bearbeitende Kommission neben anderen auch die Thematik 

„Naherholung“ auf die Traktandenliste für die Nutzungsplanphase gesetzt. 

 

Eine Nutzung der Natur und Freizeitinfrastruktur soll hauptsächlich durch die 

Einwohner von Glarus Nord erfolgen. Eine touristische Intensivnutzung ist 

weder gewünscht noch finanziell selbsttragend. (Mehrere Einwendungen) 

Die Gemeinde Glarus Nord hält an den im GRIP dargelegten Grundsätzen und 

Strategien fest. Die touristische Intensivnutzung ist vor allem für den Raum Ke-

renzerberg (Filzbach) von Bedeutung. Ansonsten strebt die Gemeinde haupt-

sächlich wenig intensiv ausgerichtete Tourismusangebote (kultur- und 

naturnaher Tourismus) an.  

 

Einwendungen zum Thema Bahnverbindung Gäsi – Filzbach: 

- Die Bahnverbindung Seeufer / Gäsi – Filzbach soll in eine revolutionäre 

ÖV-Konzeption für den Kerenzerberg umgestaltet werden.  

- Die Streichung der Bahnverbindung Seeufer / Gäsi – Filzbach wird bean-

tragt. Das Projekt weist grosses Konfliktpotenzial mit dem Schutzgebiet 

auf und das Vorhaben ist nicht abgestimmt. (Mehrere Einwendungen) 

Die Bahnverbindung ist umstritten. Aufgrund der Vorprüfung des Kantons soll 

der Koordinationsstand Zwischenergebnis angestrebt werden. Eine Anbindung 

an den ÖV wäre nötig, da sie als isolierte Bahnanlage kaum zweckmässig und 

überlebensfähig wäre. Die Bahnverbindung soll nicht zu einer Intensivierung der 

touristischen Nutzung im Bereich Gäsi führen. Die kommunale Koordinations-

plattform für Interessierte soll sich unter anderem mit der Bahnverbindung be-

fassen.  

 

Das Entwicklungsprojekt Linthsteg ist ebenfalls zu streichen. 

Nach der Ablehnung des Projektes durch die Stimmberechtigten der Gemeinde 

Weesen ist das Vorhaben aus dem GRIP zu streichen. 

 

Die Aufwertung des Walensees und der angrenzenden Gebiete als Tourismus-

destination wird begrüsst. Die Abstimmung mit der Region ZürichseeLinth und 
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den Gemeinden Amden, Weesen (insbes. betreffend Erarbeitung des land-

schaftlichen, naturräumlichen, touristischen Nutzungs-, Schutz- und Gestal-

tungskonzept) ist notwendig.  

Abstimmung wird grundsätzlich angestrebt, weiteres betreffend der Erarbeitung 

des landschaftlichen, naturräumlichen, touristischen Nutzungs-, Schutz- und 

Gestaltungskonzeptes siehe Kapitel 7.1.2. 

7.1.1 Touristische Extensiverholungsgebiete und Ausschlussgebiete 

Der Kanton Glarus kennt keine Maiensässe. 

Die Formulierung wird angepasst.  

7.1.2 Gäsi / Walenseeufer 

Verschiedene Einwendungen zum Thema Gäsi / Walenseeufer sind eingegan-

gen:  

- Der Raum Gäsi / Walenseeufer soll touristisch nicht intensiver genutzt 
werden, die Naturschutzgebiete sind zu erhalten (evtl. Besucherlenkung). 

Eine Vergrösserung des Bootshafens kommt nicht oder nur in sehr be-

grenztem Ausmass in Frage. Kein Ausbau von Auftankmöglichkeiten. Ein 

neues, landschaftliches, naturräumliches und touristisches Nutzungs-, 

Schutz- und Gestaltungskonzept ist nicht notwendig, da die konzeptionel-

len Überlegungen und Strategien bereits vorliegen. Das vorhandene Kon-

zept kann allenfalls aktualisiert werden. (Mehrere Einwendungen) 

- Der Raum Gäsi / Walenseeufer soll im heutigen Umfang genutzt werden. 

Das Angebot an Bootsliegeplätzen im Gäsi und in Mühlehorn ist aufrecht 

zu erhalten.  

- Der Raum Gäsi / Walenseeufer soll touristisch intensiver genutzt werden 

(wichtig für die touristische Entwicklung auf dem Kerenzerberg, insbe-

sondere Filzbach). Eine Vergrösserung des Bootshafens ist notwendig. 

(Mehrere Einwendungen) 

Die Interessen im Raum Gäsi / Walenseeufer gehen diametral auseinander und 

sind praktisch nicht miteinander zu vereinbaren. Die bestehenden Schutzzonen 

sollen nach Ansicht der Grundeigentümer und des Kantons auch in Zukunft bei-

behalten werden. Wie die Vorprüfung beim Kanton ergeben hat, ist Intensivierung 

der Nutzung für den Kanton keine Option. Die Gemeinde sieht deshalb von der 

Schaffung einer kantonalen Koordinationsplattform zur Klärung der Intensität 

der Nutzung ab. Der Raum Gäsi / Walenseeufer soll auch in absehbare Zeit im 

heutigen Rahmen genutzt werden. Zu diskutieren sind Fragen betreffend Bahn-

verbindung Gäsi – Filzbach sowie Seezugang im Rahmen einer kommunalen Ko-

ordinationsplattform für Interessierte.  
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7.1.3 Sport und Sportanlagen / Besondere Freizeitanlagen / Freizeitaktivitäten 

Die richtungsweisenden Festlegungen stehen im Widerspruch zu Grundsätzen 

des sanften Tourismus. Projekte sollen nur gefördert werden, wenn die Um-

weltverträglichkeit des Projektes nachgewiesen und der Schutz der Wildtiere 

gesichert ist. Die Angebote sind nicht namentlich aufzuführen, eine Förderung 

kann nicht generell erfolgen, sondern nur unter Berücksichtigung der Schutz-

anliegen. (Mehrere Einwendungen) 

Die Formulierung im GRIP ist geringfügig anzupassen. Glarus Nord ist keine 

Gemeinde mit Fokus auf den intensiven Tourismus. Im konkreten Fall (Projekt) 

ist eine Interessenabwägung notwendig. Verschiedene der erwähnten Angebote 

benötigen eine Festlegung in der Nutzungsplanung. In diesem Rahmen soll auch 

die Interessenabwägung erfolgen.  
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8. Versorgung, Entsorgung, weitere Raumnutzungen (E) 

Auf Kernenergie ist zu verzichten. In den Festlegungen fehlt das Sparen von 

Energie.  

Die Gemeinde will energieautark sein, in der weiteren Planung kann ein Energie-

sparziel definiert werden.  

 

Die Bestrebungen zur Förderung von Energieeffizienz und erneuerbaren 

Energien werden sehr begrüsst. Interessen von Siedlungsentwicklung, Land-

schafts- und Ortsbildschutz sowie Tourismus und Naherholung dürfen jedoch 

nicht untergeordnet werden. Eine kantonsübergreifende Abstimmung bei der 

Errichtung von Windparks und Windenergieanlagen ist erforderlich. Die Inte-

ressenabwägung mit der Freizeitnutzung und dem Landschaftsbild ist sicher-

zustellen. 

Eine ausgewogene Entwicklung und die Abwägung der Interessen sind im Rah-

men der Nutzungsplanung im Auge behalten (Baugesetz, usw.). Kantonsüber-

greifende Abstimmung bei der Errichtung von Windparks kann geprüft werden.  

8.1 Siedlungswasserwirtschaft (Wasserversorgung, Abwasserversorgung, Grundwasser-

schutz) 

Das Erweiterungsgebiet für die ARA Glarnerland ist zusätzlich als Fruchtfol-

gefläche ausgewiesen.  

Die Kartierung der Fruchtfolgefläche basiert auf den Daten des Kantons (vgl. 

6.1.2). Widersprüche der Flächennutzung dieser Art müssen im Rahmen der 

Nutzungsplanung geklärt werden. Dazu ist eine Interessenabwägung vorzuneh-

men.  

 

Die Nutzung von Regenwasser ist für Prozesse, welche kein Trinkwasser be-

nötigen, zu prüfen. 

Die Nutzung kann geprüft werden, muss aber nicht zwingend im GRIP geregelt 

werden.  

8.2 Energieversorgung 

Wo verwendet die Gemeinde heute fossile Energieträger zur Energieprodukti-

on? Betreibt der Technische Betrieb Glarus Nord (TBGN) ein Kohle- oder Roh-

ölkraftwerk? 

Nein. Der TBGN produziert heute nicht den gesamten Bedarf an Energie selbst. 

So stammt ein Teil der heute verbrauchten Energie aus fossilen Energieträgern.  



 

Gemeinde Glarus Nord: Öffentliche Auflage GRIP – Beantwortung des Gemeinderats gemäss Art. 17 RBG 46 

8.3 Wasserkraft 

Die Förderung von Neuanlagen ist problematisch, da nur wenige ungenutzte 

Gewässer erhalten sind. Der GRIP soll entsprechend angepasst werden. (Meh-

rere Einwendungen) 

Die Gemeinde ist der Meinung, hier eine ausgewogene Formulierung gefunden 

zu haben, welche allen Interessen gerecht wird. Mit dem Fernziel der Energieau-

tarkie ist dieser Aspekt nicht zu vernachlässigen. Wasserkraftwerke können als 

Energiespeicher und zur Unterstützung der Versorgung während Verbrauchs-

spitzen dienen. 

8.4 Windkraft 

Der Einbezug der Bevölkerung ist zu prüfen, keine maximale Anzahl an Wind-

energieanlagen angeben. (Mehrere Einwendungen) 

Der Einbezug der Bevölkerung kann im Rahmen der Nutzungsplanung geprüft 

werden. Im Hinblick auf die Realisierungschancen allfälliger Projekte ist die Be-

völkerung frühzeitig einzubeziehen. Die Technik definiert letztlich Machbares und 

die Gesellschaft entscheidet über Realisierbares.  

 

Teilweise überschneidet sich das Potenzialgebiet Windenergieanlagen mit 

dem hydrologischen Einflussgebiet (Schutzbeschluss Niederriet). Der Grund-

wasserspiegel darf nicht mehr abgesenkt werden. Es muss gewährleistet 

bleiben, das Drainagewasser über bestehende Leitungen entwässert werden 

kann. 

Der Hinweis betreffend Hydrologie im Niederriet und der möglichen Konfliktsitu-

ation mit den Windenergieanlagen ist für den GRIP weniger relevant, sondern 

eher für die Nutzungsplanung oder die eigentliche Projektierung von Windkraft-

anlagen. Dort sollen die Hinweise einfliessen. Zudem wird der Perimeter Wind-

energieanlagen an die Vorgaben des Kantons angeglichen (reduziert). 

8.5 Solaranlagen 

Verschiedene Einwendungen zum Thema Solaranlagen gingen ein: 

- Der GRIP verhindert Solaranlagen, während dem die Bestimmungen für 

die Errichtung von Solaranlagen auf Bundesebene gelockert werden sol-

len (RPG-Revision).  

- Solaranlagen sollen auf Bauten und Anlagen platziert werden. Es sollen 

keine Grossanlagen in freier Natur zugelassen werden.  

Es stimmt, dass auf Bundesebene im Rahmen der neuen Energiepolitik die Pra-

xis gelockert werden soll (vgl. dazu revidiertes RPG, Abstimmung vom 

03.03.2013). Dennoch sind auch andere Aspekte zu beachten (Ortsbildschutz, 

Landschaftsschutz, etc.). Der GRIP sieht deshalb vor, dass eine Beurteilungs-
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grundlage geschaffen und in der Nutzungsplanung verankert werden soll. 

Grossanlagen in freier Natur steht die Gemeinde kritisch gegenüber und erach-

tet das Gemeindegebiet als grösstenteils nicht geeignet für solche Anlagen. Ein 

entsprechender Hinweis im GRIP bezüglich Freiflächensolaranlagen wird vorge-

nommen.  

8.6 Ausbau der Anlagen für erneuerbare Energieproduktion 

Zur Sicherung der Optionen für die Erweiterung der KVA soll die öffentliche 

Nutzungszone westlich der KVA um mind.1 ha erweitert werden.  

Die Erweiterung der ZöBA sollte gestützt auf ein Projekt möglich sein. Weil in 

diesem Bereich Wald vorhanden ist, Waldabstände unterschritten oder gar Ro-

dungen nötig sind, ist eine Behandlung auf der Ebene der Nutzungsplanung ziel-

führender als Einträge im GRIP. 

 

Das Potenzial an Wärmeenergie (Abwärme der KVA) wird nicht genutzt. Das 

Landwirtschaftsgebiet nördlich der KVA / Staatsstrasse soll deshalb nicht nur 

als Potenzialgebiet für Windenergieanlagen, sondern auch als Potenzialgebiet 

für Speziallandwirtschaftszonen ausgeschieden werden (Anlagen für die Ge-

müseproduktion).  

Die Nutzung der Wärmeenergie ist zukunftsträchtig und soll gefördert werden 

(weitere Möglichkeiten wie z.B. Fischzucht). Das Potenzialgebiet für Spezialland-

wirtschaftszonen steht jedoch in Konflikt mit dem Potenzialgebiet für Windener-

gieanlagen (Eiswurf von den Rotoren der Windenergieanlagen). Die Gemeinde 

priorisiert die Nutzung der Abwärme jedoch höher als die Windenergienutzung.  

Die Wärmenutzung der KVA unmittelbar vor Ort  ist  nicht  vorgesehen.  Es sollen 

jedoch Leitungskorridore und –rechte gesichert werden. Angestrebt wird die 

Nutzung der Abwärme in den Räumen Bilten und Ziegelbrücke, evtl. auch SGU.  

8.7 Energieplan 

Die Formulierung soll bestimmter sein (möchte durch will ersetzen). Die Ge-

meinde soll eine führende Rolle einnehmen.  

Die Formulierung wird als ausreichend erachtet und beibehalten.  
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9. Weitere Einwendungen 

Weitere Einwendungen und Kommentare, welche mit den Inhalten und Zielen 

des GRIP übereinstimmen, sind in folgenden Bereichen eingegangen: 

- Leitsätze, übergeordnete Zielsetzungen 

- Koordination 

- Baugebietsreserven / Kapazitätsreserven und Baugebietsbedarf 

- Siedlungsstruktur 

- Arealentwicklung 

- Siedlungstrennung 

- Publikumsintensive Einrichtungen, Versorgungseinrichtungen 

- Siedlungsqualität 

- Aufwertungsachsen 

- Grünräume im Siedlungsgebiet 

- Entwicklungsschwerpunkte 

- Entwicklungsschwerpunkt in Ziegelbrücke 

- Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen 

- Öffentlicher Verkehr 

- (Bildung ÖV-Kommission) 

- Öffentliche Parkierung 

- Langsamverkehr (Schnellverbindungen) 

- Mobilitätsmanagement 

- Marketing 

- Schifffahrt, Bootsliegeplätze 

- Archäologie 

- Natur- und Landschaft 

- Freizeit und Erholung 

- Gebiet Sportbahnen Kerenzerberg (touristisches Intensivgebiet) 

- Energieversorgung, Windenergie 

 

Es gingen weitere Anfragen ein, welche im Zusammenhang mit den GRIP stehen. 

In einigen Fällen konnte Auskunft erteilt werden und es gingen anschliessend 

keine schriftlichen Einwendungen ein.  

 

Zudem gingen seit der Vernehmlassung zum GRIP weitere Anfragen und Anträge 

zur Nutzungsplanung ein und es fanden auf Wunsch von Interessierten verschie-

dene Besprechungen zu Teilfragen und Teilgebietsprojekten statt. Diese Anfra-

gen werden vorwiegend auf die Phase der Nutzungsplanung vertagt und 

vorderhand nur in einer Pendenzenliste erfasst. 

 

Chur, 23.10.2013 / Christoph Zindel, Martin Reich 
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